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34. Sang des Abgeordnetenhauſes (vom 19. März). 
Dr ter m Miniſtertiſche Dr. Falt mit den Geh. Räthen Lucanus und 
9 Die zweite Berathung des Geſetzes, betreffend die Einſtellung der 
Dild n den aus Staatsmitteln für die römiſch⸗katholiſchen 
a und Geiſtlichen ſteht vor § 3; er lautet: „In den Erz 

ceien Gneſen und Poſen, ſowie in der Diöceſe Paderborn erfolgt die 
i bal aufnahme der eingeſtellten Leiſtungen für den ä Sprengels, 
obald die Beſtellung eines Bisthumsverweſers oder die Einſetzung eines 
neuen Biſchofs in geſetzmäßiger Weile ſtattgehabt bat.“ 

5 Yon: Reich Do ren wiederholt ſeinen Vorwurf der Verfaſſungs⸗ 
Sari eit des Geſetzes. Wenn der Abg. Gneiſt ſagt, daß es ſich hier um 

egner des Staats handele, fo beſtimmt Art. 111 der Verfaſſung, daß bei 

ufruhr oder Krieg die Arlitel 5, 6, 7, 27, 28, 29, 30 und 36 außer Kraft 
geſetzt werden können, von den Art. 12—18, welche die Rechte der Kirche 
enthalten, iſt dabei keine Rede. Der Redner will dieſen Gedanken weiter 
a uhren, wird aber vom Präſidenten an den Inhalt des § 3 erinnert, um 
en es ſich hier bandelt, und verzichtet daher auf das Wort. ; 
5 Abg. v. Czarlinski: In Gneſen und Poſen iſt eine Sedisvacanz nicht 
orhanden, es könne alſo auch die Neubeſtellung eines Biſchofs nicht er⸗ 
olgen. Eine Sedisvacanz kann nur eintreten, wenn der Biſchof ſtirbt oder 
lieiwillig abdicirt oder vom Papſte abgeſetzt wird. Keiner dieſer Fälle 
legt vor, alſo iſt das Capitel nicht in der Lage, eine Wahl vorzunehmen. 

3 wird angenommen. . 

& 4 lautet: „Tritt die Erledigung eines zur Zeit beſetzten biſchöflichen 
tuhles ein, oder ſcheidet der jetzige Bisthumsverweſer der Diöcefe Fulda 
aus ſeinem Amte aus, bevor eine Wiederaufnahme der Leiſtungen auf 
Grund des § 2 erfolgt iſt, ſo dauert die Einſtellun 1 für den Um⸗ 
fang des Sprengels fort, bis die Beſtellung eines Bisthumsverweſers oder 
die Einſetzung eines neuen Biſchofs in geſetzmäßiger Weile ſtattgebabt hat.“ 
. Abg. Dr. Lieber: Die Motide zu § 4 ſagen, daß, wenn entweder der 
im Amte befindliche Biſchof oder Biſchofsverweſer durch ſchriftliche Erklärung 
ſich zur Befolgung der Staatsgeſeze verpflichtet, oder die Wiederbeſetzung 
3 erledigten Stuhles in geſetzmäßiger Weiſe erfolgt, eine genügende 
1 ürgſchaft dafür vorliege, daß auch der Clerus der Diöceſe die Staatsgeſetze 
befolgen wird. Ich ſehe aus dieſer Begründung die Nothwendigkeit des 85 
In keiner Weiſe ein; denn ſelbſtverſtändlich kommt mit der Urſache einer Be⸗ 
mmung auch ihre Wirkung in Wegfall. Der $ 4 iſt aber auch im Zu: 
ammenhang des Geſetzes abſolut überflüſſig. Tritt die Erledigung eines 
iſchofsſitzes durch den Tod oder kirchliche Beleitigung des Inhabers ein, fo 
find zwei Fälle möglich: entweder findet das Capilel einen den Maigeſetzen 
entſprechenden Candidaten, dann wird, wie der Paragraph ſelbſt ſagt, die 
eiſtung wieder aufgenommen und der ** e renitente Geiſtliche nach 8 
behandelt, oder das Capitel findet einen ſolchen Mann nicht, dann wird der 
Clerus der Diöceje einſchließlich des Capitels für ein unverſchuldetes Unglück 
geſtraft. Wo fügt man ſonſt Strafe zum Unglück? Was gegenüber der 
rechtmäßigen Erledigung eines Biſchofsſitzes die 1 durch den kirch⸗ 
lichen Gerichtshof oder, wie mit einem lapsus einmal geſagt worden iſt, des 
en „fur kirchliche Angelegenheiten betrifft, jo haben Sie im vorigen 
ahre unferen Ausführungen, daß, wenn wir eine ſolche Abſetzung nicht 
anerkennen können, das Capitel den Sitz nicht als erledigt anſehen darf, 
ohne ſich die ſtrengſten kirchlichen Cenſuren zuzuziehen, ſo viel Gewicht bei⸗ 
geleat, daß Sie dem Capitel eine ſolche nach ſeinem Gewiſſen unſittliche 
dlung bei Gefahr der Einbehaltung ſeiner Bezüge nicht zumuthen. 
Heute, wo die Melde Maßregel gegen die geſammte aus Staatsfonds unter⸗ 
haltene Geiſtlichkeit ergriffen werden ſoll, bis der biſchöfliche Stuhl durch 
einen, der nach der katholiſchen Glaubenslehre einem Räuber gleichgeachtet 
werden ſoll, occupirt iſt, würde der heute abweſende Abg. Lasker auf unſerer 
eite ſtehen, er der damals privatim Jedem, der es hören wollte, feine Ent⸗ 
rüſtung darüber ausſprach, was hier entzogen wird, wird das katholiſche 
Volk erſetzen, Sie ſtrafen alſo dafür, daß das Capitel eine unſittliche 
dal eu vornehmen will, unſchuldiger Weiſe auch das geſammte 
oliſche Olk. 

Miniſterialdirector Förſter: Auf die Bemerkung des Abg. Lieber, daß 

das Unglück mit Strafe belegt werden ſoll, erwidere ich, daß er vergeſſen 
at, daß es nach § 6 jedem Geiſtlichen jeder Zeit frei ſteht, das Unglück von 
ch abzuwenden. 

4 wird angenommen. 

5 lautet: „Wenn für den Umfang eines Sprengels die Leiſtungen aus 
Staatsmitteln wieder aufgenommen ſind, einzelne Empfangsberechtigte aber 
der vom Biſchof oder Bisthumsverweſer übernommenen We Sndes 
achtet, den Geſetzen des Staates den Gehorſam perweigern, fo iſt die Staats: 
regierung ermächtigt, die für dieſe Empfangsberechtigten beſtimmten Leiſtungen 
wieder . e a 

Abg. Lieber: Man rechtfertigt das vorliegende Geſetz durch unſern all⸗ 
gemeinen Widerſtand gegen die Geſetze, durch das Auftreten der 455 
Capläne. Aber wir verweigern nicht den Staatsgeſetzen den Gehorſam, 
ſondern nur die thätige Mitwirkung zur Ausführung einzelner Beſtimmungen 
von Geſetzen, welche unſerem Gewi e da wir zwiſchen der 
thätigen Mitwirkung und der Strafe für die Unterlaſſung zu wählen haben. 
Daber könnte jeder Einzelne die Erklärung des Gehorſams gegen die Geſetze 
abgeben, ohne deshalb, wenn er die Mitwirkung zu den Maigeſetzen nicht 
leiſtet, treubrüchig zu werden. Erkennen Sie daraus, daß wir gleichwohl 
eine ſolche Erklärung nicht abgeben, die Zartheit der Gewiſſensbedenken, die 
bei uns obwalten, daß wir lieber die ſchwerſten Strafen auf uns nehmen, 
als den Verdacht bei Ihnen erregen, als geben wir wider beſſeres Wiſſen 
ein ſolches Verſprechen ab. Die Bezugnahme des Abg. Gneiſt auf die vor 
Jahrhunderten auf den Katholiken Preußens laſtenden ſchweren Geſetze trifft 
uf die ſpater hinzugekommenen großen und meiſt von Katholiken bewohnten 

beile der Monarchie nicht zu. Wenn man dieſen ihre durch den Augs⸗ 
burger Religions⸗ und weſtfaliſchen Frieden gewährleiſteten Rechte ent⸗ 
zogen hat, ſo hat man damit längſt den Religionsfrieden gebrochen; wir ſind 
* — die ihn brechen. (Zuſtimmung im Centrum.) Der $ 5 wird an⸗ 
men. 
€ $ 6 lautet: Die Wiederaufnahme der Er re Leiſtungen an einzelne 
Empfangabere tigte erfolgt außer den Fällen der 88 2—4, wenn der 
eten berechtigte der Staatsregierung gegenüber in der im § 2 bezeich⸗ 
it "ie Sie ſich verpflichtet, die Geſetze des Staates zu befolgen. Außerdem 
Empfangsb atsregierung ermächtigt, die eingeſtellten Leiſtungen einzelner 
N 1 pie ankiaten gegenüber wieder aufzunehmen, wenn fie durch Hand» 
8 eigen diesel an den Tag legen, die Geſetze des Staats zu befolgen 
mud 9 Lois 1 4 en demnächſt den Geſetzen des Staat? den Gehorſam, fo 
nd die 3 ehren Staatsmitteln wieder einzustellen. 
1 e beantragt ſtatt der Worte „durch Hand: 
ungen“ zu F Ver ihr Verhalten“. Er proteſtirt dagegen, daß 
err Lieber ſich als Vertreter der Geſinnungen Laskers gerire. Was das 
mendement betrifft, ſo bezweckt es eine Milderung des 9 6, damit ſchon 
das ſtille Verhalten eines den Kirchengeſetzen nicht ab eneigten Geiſtlichen 
auch ohne poſitive Handlungen in dieſer Richtung zur Auszahlung des Ge⸗ 
balts genüge. Sollte die Regierung an ihrer ſchärferen Bestimmung feſt⸗ 
alten zu müſſen erklären, fo iſt der Redner zwar nicht ermächtigt, das 
mendement, das ihm nicht allein angehört, zurückzuziehen, wird aber für 
einen Theil nicht an ihm feſthalten. 

Miniſterialdirector Förſter: Seitens der Staatsregierung wird die 
Verfa der strengeren Faſſung des § 6 gewünſcht und zwar, weil 
der Ausdruck „Verhalten“ zu unbeſtimmt und unfaßbar iſt; die Staats⸗ 
regierung muß, wenn ſie ihre Genehmigung ertheilen ſoll, eine greifbare 
Handhabe haben, um ihre Maßregel zu bemeſſen. Der Fall, daß man nicht 
in der Lage geweſen iſt, gegen die Geſetze aufzutreten, kann unmöglich ge: 
nügen, um daraus ſchon die Folgerungen zu ziehen, daß man es mit einem 
© Geitlihen zu thun habe, der die Geſetze des Staates befolgen will, wenn 
er Fi in die Lage kommt. . N 
MR Abg. Dr. Aegidi: Der $ 6 erfüllt eine Pflicht der Gerechtigkeit, indem 


5 Augenblick, wo der 


Sechsundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


er Vorſorge trifft, daß nicht außer den Schuldigen auch Unſchuldige durch 
die Nachtheile, die das Geſetz vorſchreibt, getroffen werden. Die Tendenz des 
$ 6 reicht aber noch weiter, es liegt darin zugleich eine Wahrnehmung der 
Pflichten der Staatsgewalt gegenüber den Staatsbürgern aller Bekenntniſſe. 
er Paragraph ſetzt den Fall der fortdauernden N des Biſchofs und 
der Geneigtheit eines oder mehrerer ihm untergebener Geiſtlichen, den Ge⸗ 
ſetzen des Staates Gehorſam zu leiſten. M. H.! Der Geiſtliche, der in 
ſeinem Gewiſſen bei dieſem für ihn gewiß ſchweren Conflict die Frage ge⸗ 
prüft, weſſen Gebot er zu befolgen hat, das ſeines Kirchenoberen, oder das 
der von Gott eingeſetzten bürgerlichen Obrigkeit, muß eine ganz freie Wahl 
in dieſer Beziehung haben. Nun ſteht ihm gegenüber, mit einer großen und 
berechtigten Macht bekleidet, die geiſtliche Obrigkeit; der Staat darf es nicht 
mit anſehen, daß die Gewiſſensentſcheidung eines preußiſchen Bürgers ihm 
verkümmert werde durch eine Gewalt, die ihrerſeits dem Staate (aus Ge⸗ 
wiſſensrückſichten ſei es!) den Gehorſam verweigert. Es verhält ſich in 
dieſem Falle der Geiſtliche zum Biſchof, der von ihm Gehorſam fordert, genau 
ſo, wie im Allgemeinen — und das iſt hier ja weit ausgeführt worden — 
diejenigen, welche in den Maigeſetzen eine Bedrückung ihres Gewiſſens 
len, ſich zur Staatsgewalt verhalten. Alles das Schone und theilweiſe 
ichtige, was hier für die Grenzen des Gehorſams geſagt iſt, für die Ent⸗ 
ſcheidung des Gewiſſens, daß, was heute ein Vorredner „die unveräußerliche 
Freiheit des Naturrechts, das poſitive Recht eines jeden Preußen“ nannte, 
alles das, m. H., Ju fe Anwendung auf den Geiſtlichen in feinem Verhält⸗ 
niß zum Biſchof. In ſeinem Gewiſſen hat ſich der Geiſtliche zu entſcheiden 
und erwehrt ſich der Gebote ſeiner hierarchiſchen Oberen mit demſelben Recht 
der „unveräußerlichen 1 mit demſelben „poſitiven Recht eines jeden 
Preußen“, das Sie gegenüber der Staatsregierung in Anſpruch nehmen. 

Meine Herren, es kommt bei dieſem § 6 noch ein anderer ſehr wichtiger 
Punkt in Betracht. Sie haben ſich — und das wird Jedermann dankbar 
anerkennen, daß Sie Angeſichts des Landes ſprechen und Ihre Worte von 
großem Gewichte ſind — zu wiederbolten Malen feierlichſt dagegen verwahrt, 
daß in Ihnen der Gedanke an activen Widerſtand vorhanden ſei; dagegen 
halten Sie paſſiven Widerſtand für erlaubt. Nun, meine Herren, ich räume 
das ein. Der paſſive Widerſtand ift aber alle Zeit eine Frage des Gewiſſens, 
die jeder für ſich in einem ſolchen ſchweren Conflictsfall zu entſcheiden hat. 
Ich mache darauf aufmerkſam — und vielleicht iſt die Kluft, die zwiſchen den 
beiden Parteien in dieſem Hauſe allerdings vorhanden iſt, nicht ſo groß, daß 
nicht ein ernſtes, mahnendes Wort herüber dringen könnte von einem Ufer 
zum andern — wenn der paſſive Widerſtand gepredigt, wenn zum paſſiven 
Widerſtand aufgefordert wird, wenn der paſſive Widerſtand organiſirt wird, 
dann iſt die Linie überſchritten, das iſt activer Widerſtand (ſehr richtig) 
der paſſive Widerſtand kann nur berechtigt fein als Ausdruck und Ausflu 
der perſönlichen Gewiſſensentſcheidung. Nun, meine Herren, wird der Augen⸗ 
blick an die Biſchöfe herantreten, wo fie ſich zu fragen haben vor Gott und 
ihrem Gewiſſen, ob fie dieſe Grenze überſchreuuen dürfen oder nicht. In dem 
der Epiſtopat auch nur den „paſſiven“ Widerſtand den ihm 
untergebenen Geiſtlichen zur Pflicht macht, hat er die Linie überjchritten und 
befindet ſich in actibem Widerſtande gegen die Staatsgewalt. (Sehr rich⸗ 
tig!) Dieſen Ausgang hat eben dieſer § 6 ins Auge gefaßt und deshalb 
den Geiſtlichen die Möglichkeit geboten, in einer für ſie ſo ſchweren Frage 
eine möglichſt freie — ich ſage „möglichſt“, denn die Waffen ſind doch ungleich 
vertheilt — Entſcheidung zu treffen. i Ag . 

Und da, meine Herren! möge es erlaubt fein, an das hier vielfach wieder⸗ 
holte Wort inſofern zu erinnern, als ſein hiſtoriſcher Urſprung ins Ge⸗ 
dächtniß zurückgerufen wird, das vielbeſprochene Wort, welches nun jeder 
Geiſtliche ſeinem Biſchof gegenüber in Anwendung zu bringen hat. „Man 
muß Gott mehr gehorchen, als den Menſchen.“ Meine Herren! 
ich weiß nicht, ob alle Mitglie der dieſes hohen Hauſes die Erlaubniß haben, 
wenn auch nur in der Vulgata die Bibel zu leſen. (Ja wohl! im 1 
— ich bin ſehr erfreut zu hören, daß es Ihnen Allen erlaubt iſt, ich wei 
freilich, daß Verbote, die Bibel zu leſen, beftehen. Wenn Sie von der Ihnen 
eingeräumten Erlaubniß Gebrauch machen und ſich den Fall vergegenwärtigen, 
worin das berühmte Wort ſeinen Urſprung hat, ſo werden Sie finden. Die 
jüdiſchen Hohenprieſter verboten den Apoſteln, den Wiederauferſtandenen 
öffentlich zu verkündigen; die Apoſtel fühlten ſich nichts deſtoweniger ge⸗ 
drungen, das Evangelium vom Auferſtandenen zu predigen und trugen die 
Folgen ihrer Handlungsweiſe, als ſie von dem Gobenntieher thun zur Rede ge⸗ 
ſtellt wurden, da antworteten ſie: „man muß Gott mehr gehorchen, als den 
Menſchen.“ Wenn nun der katholiſche Geistliche abweichend von dem Ge: 
bote ſeines Biſchofs ſich in ſeinem Gewiſſen entſcheidet, dann ſteht ihm zur 
Seite das Wort, welches die Apoſtel den Hohenprieſtern entgegneten, und 
indem er, um ſeiner Gewiſſenspflicht zu genügen, dem Staate Gehorſam 
leiſtet, uberſetzt er ſich dieſes große Wort ganz ac alſo: „Man muß 
Gott mehr gehorchen, als dem Papſt und den Biſchöfen.“ 

Abg. Ibach (Pfarrer zu Villmar): Das Geſetz fordert von den Geiſt⸗ 
lichen die unbedingte Unterwerfung unter die neuen kirchenpolitiſchen Geſetze, 
die ſchon beſtehen und die noch kommen werden. Warum ſchreibt man das 
nicht in das Geſetz hinein? Warum ſtreut man mit dem einfachen Satze, 
die Geiſtlichen ſollen ſich den Staatsgeſetzen unterwerfen, den Leuten Sand 
in die Augen? Warum ftraft man nicht blos die, welchen wirklich eine Con⸗ 
travention gegen die Maigeſetze nachgewieſen iſt, ſondern auch die, die mit 
ihnen nicht in Colliſion gekommen ſind, die ſchon lange in Amt und Würden 
find? Warum ſtrafen Sie auch die verdienten Männer, die ſich in den Eme⸗ 
ritenhäuſern befinden? Die kirchenpolitiſchen Geſetze können bon den katholi⸗ 
ſchen Prieſtern nun und nimmermehr anerkannt werden, denn eine Kirche, 
welche auf die Beſetzung der geiſtlichen Stellen verzichtet, ihre Biſchöfe vom 
Staate abſetzen läßt, vernichtet ihre Freiheit und übergiebt ſich an Händen 
und Füßen gebunden dem Staate. Darum ſtellen ihm die Biſchöfe einmüthig 
ihr non possumus entgegen, weil ſie nicht den Organismus der Kirche durch 
die zwangsweiſe Durchführung der Maigeſetze ſich in zahlloſe independente 
Gemeinden auflöſen laſſen wollen. Wird dieſe kirchenpolitiſche Geſetzgebung 
wirklich durchgeführt, ſo werden zwar die Biſchöfe mit ihren Prieſtern von 
Thür zu Thur betteln geben, aber das Leben der Kirche wird dadurch an 
Kraft und Innigkeit gewinnen und der erſte entſcheidende Schritt zu ihrer 
gänzlichen Trennung dom Staate vollzogen ſein. 

iniſterial⸗Director Dr. Förſter: Nicht um Sand in die Augen zu 
ſtreuen, ſind die Worte aufgenommen, „die Geſetze des Staates zu befolgen“, 
ſondern aus dem nahe liegenden Grunde, weil ſie ſich auch in dem Treueid 
befinden, den die Biſchöfe dem Staate zu leiſten haben. Aus dem § 11 
geht übrigens hervor, daß ein Bruch dieſes Verſprechens nur dann ſtraf⸗ 
rechtlich verfolgt werden ſoll, wenn die auf das kirchliche Amt bezüglichen 
Vorſchriſten der Staatsgeſetze verletzt werden. Auf Mental⸗Reſervationen iſt 
allerdings nicht Rücksicht genommen. ( Heiterkeit.) 

Abg. Windthorſt (Bielefeld) empfiehlt nochmals den Antrag Wehren⸗ 
pfennig, weil der Begriff der „Handlungen“ viel zu eng gefaßt iſt und der 
Regierung ken Schrancken auferlegen könnte, es giebt eine große Zahl 
katholiſcher Geiſtlichen, die gern mit dem Staate Frieden ſchließen möchten, 
aber aus Furcht vor ihren geiſtlichen Oberen nicht mit Handlungen deutlich 
hervorzutreten wagen. Der Redner verweiſt dann auf einen Hirtenbrief des 
Bischofs Johann Leopold von Königgrätz vom 20. November 1781, der feinen 
Geiſtlichen binſichtlich der Joſephiniſchen Geſetze vollen Geborſam empfahl 
und ſie warnte, den Widerſtand als etwas Gott rn zu betrachten, 
denn es zieme den Prieſter nichts mehr, als Frieden zu halten. 

Der Antrag Wehrenpfennig wird abgelehnt und § 6 mit derſelben 
großen Majorität, die bei allen Abſtimmungen über das Geſetz conſtant 
bleibt a e 

Abg. Dr. Jung beantragt folgenden § 6a einzuſchalten: „Die Entſchei⸗ 
dungen der kirchlichen Behörden, welche eine Disciplinarſtrafe wider einen 
Geiſtlichen verhängen, dem 1 die Staatsregierung die eingeſtellten 
Leiſtungen in Gemäßheift des § 6 wieder aufgenommen hat, können ſowohl 
von dem Geiſtlichen als von dem Oberpräſidenten im Wege der Berufung 
an den königlichen Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten ohne die Be⸗ 
ſchränkung des § 12 des 2 vom 12. Mai 1873 angefochten werden. 
Die Berufung kann in biefen Fällen auf neue Thatſachen und Beweismittel 
gegründet werden.“ 5 Er g 

Abg. Dr. Jung: Der neue Paragraph will den Geiſtlichen, welche ihren 


Sonnabend, den 20. März 1875. 


Frieden mit dem Staate gemacht haben, auch gegen ein etwaiges disciplina⸗ 
riſches Vorgehen ihrer kirchlichen Oberen ſchützen. Es ſoll verhindert werden, 
daß nicht unter dem Deckmantel fälſchlicher privater Anſchuldigungen die Be⸗ 
rufung an den kirchlichen Gerichtsbof unmöglich gemacht wird, § 12 des 
Geſetzes vom 12. Mai 1873 ſchreibt vor: „Die Berufung ſteht Jedem zu, 
egen welchen die Entſcheidung ergangen iſt, ſobald er die dagegen zu⸗ 
läſſigen Rechtsmittel bei der dorgeſetzten kirchlichen jnhen 
‚ohne Erfolg geltend gemacht hat.“ Die Geiſtlichen ſollen nicht dur 
die Chikanen bei den kirchlichen 
Eine jede Corporation hat ja das Beſtreben eng zuſammenzuhalten, beſonders 
eine ſolche, die ein ee zu haben * wie die katholiſche Kirche 
das Privilegium des alleinſeligmachenden Glaubens zu haben meint; einer 
ſolchen Corporation gebt ſehr leicht das Gefühl für die Berechtigung der 
größeren Allgemeinheit und des Staates verloren. Wer dann dieſe Berech⸗ 
| tigung der Allgemeinheit anerkennt, wird als Verräther, als Felon gebrand⸗ 
markt. Es wird nun geſagt, wir ſetzen eine Prämie auf die Verrätberei; 
das iſt nicht wahr, wir wollen nur den Schuldigen von den Unſchuldigen 
trennen und nicht den Unſchuldigen mit der Schwere des Geſetzes treffen. 
freilich der Abt von Citeaux ſagte bei der Erſtürmung einer Stadt der 
lbigenſer, als man ibn fragte, wie man denn Katholiken und Albigenſer 
unterſcheiden jollte: Schlagt fie nur Alle todt! Der Herr wird die Seinen 
ſchon ſchützen! (Heiterkeit.) 

Geh. Rath Lucanus erklärt ſich mit dem Antrage des Abg. Jung ein⸗ 
verſtanden in ſeiner Intention, daß den Geiſtlichen, die mit dem Staate 

frieden gemacht haben, der volle Schutz der Geſetze gewährt werden ſolle. 

ie Regierung war aber der Meinung, daß der 812 des Geſetzes vom 12. 
Mai 1873 dazu vollſtändig ausreiche. Wenn man dies poſitiv noch einmal 
ausſprechen will, ſo wird es aber doch wohl nothwendig ſein, auch auszu⸗ 
prechen, daß die Erleichterungen, die der $ 6a ſchafft, nur für die Fälle 
tattfinden follen, die unter dieſes Geſetz fallen; es iſt alſo vielleicht am Platze, 
bei der dritten Leſung einer Modification vorzunehmen. 

Abg. Dr. Lieber: Wenn der Abg. Jung wieder von dem Todſchlagen 
der Ketzer geſprochen, fo hat er uns damit proboeirt an die aufregende Scene 
von geſtern zu denken, wo der Abg. Gneiſt ſagte, wenn die Geſetze nicht 
mehr heilig ſind, dann kommt das Recht des Stärkeren zur Geltung. Mit 
Rieſenſchritten nähern wir uns der traurigſten aller Entſcheidungen. (Stimme 
links: Das ift eure Schuld!) Der Antrag des 85 ung will die Geiſtlichen vor 
den Chicanen der Biſchöfe ſchützen. Wenn ein Offizier ſich nicht weigert, den 
Geſetzen in Bezug auf das Duell zu gehorchen, wird er ſeitens der Militär⸗ 
behörden disciplinirt; aber noch nie iſt es Ihnen eingefallen, einen Gerichts⸗ 
hof 717 ſtabiliren, der den Offizier dagegen ſchützt. 

Abg. Wehrenpfennig: Die ultramontane Kirchenverfaſſung iſt aller⸗ 
dings ebenſo ſtreng, wie je die Verfaſſung einer Armee; aber wir wollen das 
nicht begünſtigen. Ich bitte Sie übrigens, den § 6a. anzunehmen, da die 
Regierung gegen denſelben l nichts einzuwenden hat, ſondern nur 
eine Modifikation in dritter Leſung nc 

Hiernach ſchließt die Debatte; perſönlich bemerkt Abg. Gneiſt: Ich babe 
nicht auf die Gewalt des Stärkeren provocirt, ſondern geſagt, wer die Auf⸗ 
lehnung gegen die Geſetze predigt, die die einzige Bedingung des Friedens 
ſind, der provocire auf die Gewalt des Stärkeren. Alle unſere Reden und 
danch 5 das Rechtsgefühl und das Gewiſſen ſcheitern eben an der Partei⸗ 
eidenſchaft. 

$ 6a. wird angenommen. 

9.7 wird ohne Debatte genehmigt: „Die Wiederaufnahme der eingeſtell⸗ 
ten Leiſtungen erfolgt in allen 15 en vom erſten Tage desjenigen Viertel⸗ 
jahres an, in welchem die geſetzliche Vorausſetzung der Wiederaufnahme ein⸗ 


getreten iſt. 


$ 8 lautet: Ueber die Verwendung der während Einſtellung der Leiſtun⸗ 2 


en aufgeſammelten Beträge bleibt, ſoweit dieſelben nicht nach der rechtlichen 
atur ihres Urſprungs zu Gunſten des allgemeinen Staatsfonds als erſpart 
zu verrechnen ſind oder anderweit verwendbar werden, geſetzliche Beſtimmung 
vorbehalten. Der Miniſter der geiſtlichen * iſt im Falle einer 
commiſſariſchen Verwaltung des biſchöflichen Vermögens auf Grund des Ge⸗ 
ſetzes vom 20. Mai 1874 befugt, die Fortgewährnng der zur Ausſtattung der 
Bisthümer beſtimmten Leiſtungen inſoweit zu verfügen, als dies für Zwecke 
ve harten Verwaltung und zur Beſtreitung der Koſten derſelben er⸗ 

orderlich iſt. a 

Abg. Franz: Ein großer Theil der Gelder, die nach dieſem Paragraph 
einbehalten werden ſollen, iſt dazu beſtimmt, nach letztwilligen Verfügungen 
Meſſen für Verſtorbene zu leſen. Es werden alſo hier direct die Rechte der 
Ver 1 gekränkt. 

9. 
dieſem Paragraphen, „inſoweit dieſelben nicht anderweit verwendbar find.‘ 
Es kann en die Abſicht fein, daß durch die eingetretene Erſparniß der 
einbehaltenen Gelder ein 4 — geſchaffen werde, über den die Regierung 
beliebig ohne geſetzliche Be 
über wäre 15 erwünſcht. 0 

Geh. Rath Lucanus: Die betreffende Beſtimmung des § 8 hat nur 
die Bedürfnißzuſchüſſe im Auge, die von vorne herein als ſolche zum freien 
Ermeſſen der Staatsregierung bewilligt ſind. Dieſe ſtehen daher, ſobald ſie 
bei en erſpart werden, zur freien Verfügung der Regierung. 

Abg. v. Sarrazin: Sie wollen alſo in dieſem Paragraphen der Regie⸗ 
rung einen neuen Dispoſitionsfonds ſchaffen, mit dem ſie wahrſcheinlich 
ebenſo wirthſchaften wird wie mit gewiſſen anderen 
Controle überliefert ſind. Dieſe Beſtimmung geht ſo weit, daß man auch 


ſpäter, wenn die Einbehaltung aufhört, die Gelder, die ja inzwiſchen ander⸗ 
weit verwendet ſind, nicht zurückgeben will. Ein Vormund, der ſeinem Mün⸗ 


del Gelder einbehält, weil er ihren ſchlechten Gebrauch hindern will, wird 
nach der eingetretenen Mündigkeit die einbehaltenen Gelder zurückgeben 
müſſen, wenn er auf den Namen eines ehrlichen Mannes Anſpruch machen 
will. Der Vormund dieſes Geſetzes aber will das Geld in ſeine eigene 
Taſche ſtecken. x h 
Abg. Miquel: Ich möchte doch feſtſtellen, daß in dieſem Paragraphen 
der Regierung nicht etwa die Befugniß ertheilt wird, die einbehaltenen Gel⸗ 
der zu irgend welchen anderen Zwecken zu verwenden, als ua fie im Etat 
bewilligt ſind; ſie ſollen nur bis zur nächſten geſetzlichen Regelung reſer⸗ 
virt werden. N HANS 
Cultusminiſter Dr. Falk: Ich will nur erklären, daß die Auffaſſung der 
Regierung ganz diejenige des Vorredners iſt. 
8 wird bierauf angenommen. j 
9 lautet: Die executiviſche Beitreibung im Verwaltungswege findet in 


Betreff der Abgaben und Leiſtungen an die Bisthümer, die zu denſelben ges N 
eines 


börigen Inſtitute und die Geiſtlichen, für den geſammten Umfang 
Sprengels ſo lange nicht ſtatt, als für denſelben die Einſtellung der Leiſtun⸗ 
gen aus Staatsmitteln dauert. 


Hierzu beantragt Abg. Windthorſt (Bielefeld), den Eingang folgender⸗ 


maßen zu faſſen: „Die Erhebung und executiviſche Beitreibung“. 


Abg. Wehrenpfennig: Das Amendement ſoll verhüten, daß in ſolchen 

5 Steuereinnehmer der 
Commune nach wie vor die Gelder von den betreffenden Leuten einzieht und 
gewiß auch erhält, weil die Leute denken, daß die Execution da⸗ 


Communen, wo die ſchwarze Farbe vorherrſcht, der 


ſie gan 
binter he t. 

Antrages klau geworden. In ſolchen Gemeinden alſo, wo die ſchwarze 
Bande vorherrſcht — übrigens ein fehr netter Ausdruck, die ſchwarze 


tens die allpreußiſche (Heiterkeit) — da ſollen die Leute unter allen Um⸗ 
ftänden verhindert werden, für die Kirche zu zahlen. 
nicht, daß, wenn man die adminiſtrative diese Jah beſeitigt, eine nicht ge⸗ 
ringe Zahl von Leuten verleitet wird, dieſe Zahlungen überhaupt einzu⸗ 
ſtellen. (Hört! links.) 

Vorredner inſofern beruhigen, als im Ganzen Adminiſtrativ⸗Executionen nur 
ſehr ſelten vorkommen. Sollte indeſſen der Fall eintreten, daß man die Abs 
gaben verweigert, ſo würde der Rechtsweg, der ja nicht verſchloſſen iſt, 
immer unbenommen ſein. 


nftanzen ſchon zu Tode gehetzt werden. 


Miquel: Ich bin im Zweifel über die Bedeutung der Worte in 1 


onds, die ihr ohne jede \ 


Abg. Winvtborſt (Meppen): Jetzt erſt bin ich über den Zweck dieſes 


ſtimmung verfügen kann. Eine Aufklärung hier⸗ 8 


ande 
(Ruf H Falſch verſtanden! Farbe + ach fo! ſchwarze Farbe, nun das iſt wenige 


Ich zweifle freilich 


Regierungscommiſſar Miniſterialdirector Förſter: Ich kann hierüber den 


Abg. Miquel: Ich nehme an, daß nach dem Inhalte dieſes Para⸗ 
re wenn fpäter die Einſtellung aufhört, alſo res integra eintritt, die 

der Zwiſchenzeit nicht geyablten eträge auch hinterher im Verwaltungs⸗ 
wege nicht mehr beigetrieben werden können. Ich möchte den Vertreter der 
Regierung bitten, dieſe Frage klar zu ſtellen. 5 5 

Regierungscommiſſar Geh. Rath Lucanus: Dieſe Frage erledigt ſich 
nach den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen über die Execution über⸗ 
haupt. Durch die Cabinetsordre vom Jahre 1836 iſt beſtimmt, daß ſowohl 
die laufenden Beträge als auch die Rückſtände von zwei Jahren executiviſch 
eingetrieben werden können. h 5 a 

Abg. Windthorſt (Bielefeld): Dieſe Erklärung wird uns wahrſcheinlich 
beſtimmen, in dritter Leſung dieſen Paragraph umzuändern, denn wir kön⸗ 
nen unmöglich zugeben, daß, wenn etwa die Einhaltung zwei yabır ge: 
dauert hat, hinterher der ganze Rückſtand der auf Grund dieſes Geſetzes und 
nicht aus böſem Willen erfolgte, auf einmal executiviſch ſoll beigetrieben 
werden können. 1 

Regier ungscommiſſar Geh. Rath Lucanus: Ich muß dem Mißver⸗ 
ſtändniß entgegentreten, als ob dies Geſetz ſagen wollte, die Leute brauchen 
nicht mehr zu zahlen. Das iſt nirgend die Abſicht dieſes Geſetzes, ſondern 
es iſt nur die adminiſtrative Execution, während der Dauer der Einbehal⸗ 


tung ausgeſchloſſen. Ich kann deshalb nur bitten, das Amendement Windt⸗ 


horſt abzulehnen. ö . 

Abg. Wehrenpfennig: Der Abg. Windthorſt (Meppen), der ſonſt die 
Selbſtſtändigkeit feiner Kirche jo ſehr erhebt, ſcheint doch dieſe Krücke der ad⸗ 
miniſtrativen Execution ſehr ungern zu entbehren. Er ſagte, es würde viele 
Leute geben, die in Folge dieſes Geſetzes nicht zahlen würden. Früher hat 
er dieſem Geſetze überhaupt jeden Erfolg abgeſprochen. Wir wollen den Leu⸗ 
ten nur deutlich machen, daß der Staat ſie nicht mehr zwingt, zu zahlen. 
Sie beklagen ſich jo viel über die Staatsomnipotenz. Machen Sie doch hier 
einmal der Staatsomnipotenz ein Ende. j 3 f 

Abg. Windthorſt (Meppen): Ich bin bereit auf die executiviſche Bei⸗ 
treibung wie überhaupt auf jede Erhebung von Staatsabgaben für die katho⸗ 
liſche Kirche zu verzichten 2 * links), aber dann für alle Kirchen in glei⸗ 
cher Weiſe. Was den Erfolg dieſes Geſetzes betrifft, ſo habe ich behauptet 
und bleibe dabei ſtehen, es wird diejenige Wirkung, die man davon erwartet, 
nicht haben; die Wirkung und den Erfolg aber, Confuſion in das Land zu 

} Bein vr a habe ich niemals beftritten, den wird es gewiß in reichlichem 
aße haben. 

Das Amendement Windthorſt (Bielefeld) wird hierauf abgelehnt und § 9 
unverändert angenommen 1 N 

$ 10 lautet: Sind die Leiſtungen aus Staatsmitteln an einen Empfangs⸗ 
berechtigten auf Grund des § 6 wieder aufgenommen, ſo iſt in Betreff der 
an ihn zu entrichtenden Abgaben und Leiſtungen die Verwaltungs⸗Execution 
wieder zu gewähren. Ein Gleiches gilt in Betreff der Abgaben und Leis 
ſtungen für diejenigen Geiſtlichen, welche keine Leiſtungen aus Staatsmitteln 
u beziehen haben, wenn ſich dieſelbeu durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende 

illensäußerung ($ 6 Abſatz 1 und 2) verpflichten, die Geſetze des Staates 
zu befolgen, ſo lange ſie dieſer Verpflichtung nachkommen. ? 

Abg. v. Schorlemer (Alſt): Ein jo wunderbarer Ausdruck, wie der in dieſem 
Paragraph „ſtillſchweigende Willensäußerung“ ift mir in einem Geſetze noch 
nicht vorgekommen; ich weiß nicht, ob man darunter etwa ein Kopfnicken 
verſteht; es zeigt das aber jedenfalls, mit welcher Haſt und nt dies 
wg wieder gearbeitet iſt. Der Standpunkt, den die Biſchöfe in Befolgung 
der Kirchengeſetze einnehmen, iſt in Uebereinſtimmung mit dem geltenden 
Recht und entſpricht der Menſchenwürde überhaupt und namentlich der Würde 
eines freien Mannes. (Gelächter links.) Ja, m. H., nur Sklaven können 
erklären, daß ſie ſich willig und im Voraus Allem unterwerfen. (Sehr 
wahr! im Centrum. Rufe links: Sehr wahr! Unfehlbarkeit!) Meine 
Herren, Sie citiren mir wieder einen Standpunkt, der unſern Glauben be: 
trifft. Aber wir haben ja die vollſtändigſte Freiheit, uns den Geboten der 
Kirche zu unterwerfen oder nicht. (Widerſpruch links.) Gewiß, meine Herren, 
wir werden nicht mit Ausweiſung, mit Geld und Gefängniß beſtraft, alſo 
iſt es unſer freier Wille, wenn wir dieſen Standpunkt einnehmen! aber der 
Staat ſetzt auf die Nichtunterwerfung unter dieſe Geſetze die Gefängnißſtrafe 
und vielleicht — wie lange wird es dauern — ſchließlich auch noch die 
Guillotine. (Heiterkeit fints,) Dieſer Paragraph mit feinem Zuwinken durch 
Geldgewährung ſtellt an die katholiſchen Geiſtlichen die Forderung, Judaſſe 

u ſein; ſie werden ihren Glauben um einen Judaslohn nicht verkaufen. 

or zweitauſend Jahren gab Chriſtus dem Fürſten der Unterwelt, als dieſer 
ihm alle Schätze der Erde verſprach, wenn er ihn anbeten wolle, zur Ant⸗ 
wort; Weiche von mir, Satanas! Dieſe Antwort wird auch auf dieſes Geſetz 
der Regierung gegeben werden. (Beifall im Centrum.) 

Miniſterialdireetor Förſter: Die einzige ſpecielle Bemängelung, welche 
auf den § 10 ſelbſt Bezug hätte, bezog ſich auf den Ausdruck „ſtillſchweigende 
Willensaußerung“. Dieſer Ausdruck findet ſich im Abgemeinen Landrecht 
und bezeichnet Handlungen, aus denen die beſtimmte Abſicht des Handelnden 
geſchloſſen werden kann. he: . 

n einer perſönlichen Bemerkung verwahrt ſich Abg. Aegidi gegen die 
Behauptung des Abg. v. Schorlemer, daß der Staat ſein Gott ſei. Er 
muß dieſe Inſinuation mit Entrüſtung zurückweiſen. — Abg. Gneiſt be 
merkt ebenfalls perſönlich, daß er geſtern einen Artikel des Weſtfäliſchen 
Friedens citirt habe, den Abg. v. Schorlemer augenſcheinlich nicht zu kennen 
170 laut deſſen den andersgläubigen Unterthanen des Landesherrn das 

echt der Auswanderung zuſtand. Er muß dieſe Berichtigung machen, weil 
ſonſt morgen in allen clericalen Blättern ſteht, der Abg. Gneiſt hat die Aus⸗ 
wanderung der Katholiken verlangt. 2 

§ 10 wird hierauf angenommen. g 

Gegen § 11: „Wer in den Fällen der SS 2 und 6 die ſchriftlich erklärte 
Verpflichtung widerruft, oder der durch dieſelbe übernommenen Verpflichtung 

uwider die auf fein Amt oder ſeine Amtsverrichtungen bezüglichen Vor: 
ſchriſten der Staatsgeſetze oder die in dieſer Hinſicht von der Obrigkeit 
innerhalb ihrer geſetzlichen Zuſtändigkeit 
it durch gerichtliches Urtheil aus feinem Amte zu entlaſſen,“ ſpricht Abg. 
Graf Henckel v. Donnersmarck, welcher jedoch bei der lebhaften im 
Hauſe herrſchenden Unruhe vollkommen unverſtändlich bleibt. — § 11 wird 
hierauf angenommen. ; ‘ { 
12 lautet: Die Entlaſſung aus dem Amte hat die rechtliche Unfähigkeit 
zur Ausübung des Amts, den Verluſt des Amtseinkommens und die Er: 
ledigung der Stelle zur Solar. Außerdem tritt die Einſtellung der Leiſtun⸗ 
geen aus Staatsmitteln, ſowie der Verwaltungs⸗Execution in dem früheren 
mfange wieder ein. Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten iſt er⸗ 
mächtigt, ſchon nach erfolgter Einleitung des Verfahreng die Einſtellung der 
Leiſtungen zu verfügen. Endet das Verfahren mit Freiſprechung, jo find die 
in Folge der anna einbehaltenen Beträge nachzuzahlen. - 
bg. Windthorſt (Meppen): Ich finde, dieſer Paragraph geht etwas 
weit, ich hätte zwar keinen Grund, mich darüber zu echauffiren, und könnte 
einen Apoſtaten, der die in dieſem Geſetze geforderte Erklärung abgegeben 
bat, ruhig ſeinem Geſchicke . aber mein Gerechtigkeitsgefühl ſträubt 
ſich dagegen. Es iſt horrend, daß Jemand, der die abgegebene Erklärung 
Kl een, weil ein ſpäteres Geſetz im crianten n mit ſeiner 
Ueberzeugung ſteht, deswegen abgeſetzt werden ſollte. Die Maigeſetze waren 
außerdem fo miſerabel revigirt (Große Unruhe. Der Präſident 
erklärt eine derartige Kritik rechtsgültig beſtehender Geſetze für unzuläffig.) 
ch ſagte; fie waren redigirt, ich meinte die Vorlagen — wenn nun Jemand 

o unglücklich redigirte a verletzt, ohne es gewolllt zu haben, jo unter: 
liegt er allen Folgen des 4 ch halte es aber auch für ganz unzu⸗ 
läſſig, die Abſetzung eines Geiſtlichen mit ſolchen Folgen von Staats wegen 
5 r decretiren; wie in den öſterreichiſchen Geſetzen mußten wenigſtens die 
firchlichen Functionen von der 9 unberührt bleiben. Ich bemerke 

+ übrigens bei dieſer Gelegenheit, daß der Biſchof von Linz nach einem an den 


x 


ga Anordnungen verletzt, 


5 


. 


Abg. Reichenſperger gerichteten Telegramm erklärt, daß er weder die roͤmiſche 
I Curie um die Erlaubniß, die öſterreichiſchen Maigejege zu befolgen, gebeten, 
noch eine ſolche Erlaubniß erhalten habe. — § 12 wird hierauf angenommen; 
ebenſo $ 13 (Zuſtändigkeit des Gerichtshofs für kirchliche Angelegenheiten.) 
Nach § 14 wird, wer Amtshandlungen vornimmt, nachdem er in Ge⸗ 
maäßheit des § 11 dieſes Geſetzes aus ſeinem Amt entlaſſen worden iſt, mit 
72 N bis zu 300 Mark, im Wiederholungsfalle bis zu 3000 Mark, 
beſtraft. 
Abg. Sarrazin hält den Begriff der Amtsbandlung, welchen die Mai⸗ 
k gelebe in die Jurisprudenz eingeführt hahen, für undefinirbar, was auch die 
Anſicherheit und Verſchiedenheit der gerichtlichen Entſcheidungen beftätigt: 
S ae iſt es wünſchenswerther, einen Ausnahmegerichtshof zur Abur⸗ 
heilung derartiger Straffälle zu creiren, als die ordentlichen Gerichte daran 
zu gewöhnen, ſolche Geſetze auszulegen — eine Thätigkeit, bei der kein Colle⸗ 
Klium auf die Dauer unbefangen bleiben kann. (Zuſtimmung im Centrum.) 
Die Gerichte ſollten nur befaßt werden in Civilprozeſſen mit der Entſchei⸗ 
dung der Frage, was Mein und Dein, in Strafprozeſſen mit der Beurthei⸗ 
andlungen bezieht, die auch 


| 
| 
| 


lung von Vergehen, deren Thatbeſtand ſich auf Han 
10 ae der Moral verurtheilt werden. Daß das möglich fein möge, das walte 


Gott. a 

8 14 wird hierauf genehmigt, desgleichen $ 15, der den Cultus miniſter 
mit der Ausführung des Geſetzes ie 

Damit iſt die zweite Berathung dieſes Geſetzes beendet. 


Präſident von Bennigſen ſetzt die nächſte, und wie er hinzufügte, mit 
Rückſicht auf die ungemein anſtrengende Thätigkeit der letzten Wochen letzte 
Sitzung vor Oſtern auf Sonnabend 11 Uhr feſt. (Legitimationsprüfungen 
und Geſetz betreffend das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen. Nach 
Oſtern werden die Arbeiten am Montag, den 5. April wieder aufgenommen 
werden.) Schluß 3 Uhr. 5; 


13. Sitzung des Herrenhauſes (vom 19. März). 

11 Uhr. Am Miniſtertiſche Camphauſen, Achenbach, Friedenthal und 
zahlreiche Commiſſarien. 

Das Haus tritt ſofort in ſeine Tagesordnung, deren erſter Gegenſtand 
der Bericht der Budgetcommiſſion über den Staatshaushalts⸗Etat für 
das Jahr 1875 iſt. 

Referent Wilckens empfiehlt die Annahme des Antrages der Com⸗ 
miſſion: 1) den Staatshaushalts⸗Etat für das Jahr 1875 in der Faſſung, 
in welcher derſelbe aus den Berathungen des Hauſes der Abgeordneten her⸗ 
vorgegangen iſt, anzunehmen; 2) dem Geſetzentwurfe, betreffend die Feſt⸗ 
ſtellung des Staatshaushalts⸗Etats für 1875 in der Faſſung, welche derſelbe 
im . — der Abgeordneten erhalten hat, die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung 
zu ertheilen.“ 

Die Commiſſion habe ſich allerdings die Frage vorgelegt, ob eine Bean⸗ 
ſtandung des Etatsgeſetzes, ganz abgeſehen von den Aenderungen, welche 
das Abgeordnetenhaus damit vorgenommen hat, etwa durch allgemeine 
ſtaatswirthſchaftliche Rückſichten geboten ſei. Die Commiſſion überzeugte ſich 
zunächſt, daß die im Etat ausgebrachten Einnahmen aus der Subſtanz des 
Staatsvermögens durch Verwendungen in die Subſtanz deſſelben mehr als 
aufgewogen werden. Bedenklicher erſchien es ihr, ob auf eine dauernde 
Deckung der nach dem Etat pro 1875 gegen den Anſatz pro 1874 um 
17,585,807 Mark geſteigerten dauernden Ausgaben durch dauernde Mehrein⸗ 
nahmen zu rechnen ſein wird. Es wurden aus dem Schooße der Commiſſion 
Stimmen laut, welche die allgemeinen Finanzverhältniſſe, die zu erhoffenden 
Ueberſchüſſe der Betriebsverwaltungen des Staates und die Steuerkraft der 
Staatseinwohner nicht ſo günſtig auffaßten, wie der Finanzminiſter dies in 
dem Vorbericht zum Etat vom Sana 1875 gethan bat. Man befürchtete, 
daß die dauernden Staatseinnahmen jedenfalls pro 1876 dermaßen herunter⸗ 
gehen würden, daß man auch an den dauernden Ausgaben alsdann werde 
ſparen müſſen. Indeſſen war man darüber einig, daß ein Grund zur Be⸗ 
Kein des Etats pro 1875 aus dieſen Befürchtungen nicht zu ent 
nehmen ſei. 

Graf Rittberg theilt die Bedenken der Commiſſion, ob auf eine dauernde 
Deckung der ſo erheblich geſteigerten dauernden Ausgaben zu rechnen ſein 
werde. Durch die a nie des wirtbihaftlihen Lebens der letzten Jahre 
ſei ein ſehr großer Theil unſeres Nationalvermögens verloren gegangen, wie 
dies an dem Stande der Börſencourſe recht deutlich ſichtbar werde. Auch 
durch die enorme Ausdehnung der Credite für neue Eiſenbahnanlagen erſcheine 
die Zukunft der Staatsfinanzen in bedenklichem Lichte. Redner hofft gleich⸗ 
wohl, daß es ohne Schädigung des Volkes gelingen werde, auch in Zukunft 
an der guten alten preußiſchen Finanzpolitik feſtzuhalten und in dieſem Ver⸗ 
trauen ſtimmt er den Anträgen der Commiſſton bei. 

Baron Senfft von Pil ſach vermißt ungern, daß im Etat noch nicht 
eine Entſchädigung der Geiſtlichen für den Wegfall der Stolgebühren aus⸗ 
geworfen ſei, obwohl die Entſchädigung im § 54 des Geſetzes vom 9. März 
1874 vorgeſehen ſei. Redner beantragt, den Etat zur Ergänzung in dieſem 
Punkte an die Commiſſion zurückzuverweiſen. 

Finanzminiſter Camp hau ſen: Eine unbegründetere Klage, als die von 
dem Vorredner erhobene, kann nicht leicht erhoben werden. Im Kap. 1: 
Tit. 15 find thatſächlich 4 Million Mark zur Entſchädigung von Geiſtlichen 
für den Ausfall an Stolgebühren ausgeworfen. 

Baron Senfft von Pilſach: Die Entſchädignng hätte ſchon am 1. 
October v. J. gezahlt werden ſollen. 

Oberbürgermeiſter Haſſe l bach bittet um möglihft einſtimmige An⸗ 
nahme des Commiſſionsontrages. Nur einem im Abgeordnetenhauſe ge⸗ 
äußerten Wunſche müſſe Redner entſchieden entgegentreten, daß nämlich die 
Staatsregierung eine Reform der Einkommenſteuer vornähme in ſtrenger 
Duichführung des Prineips der Selbſteinſchätzung; dieſelbe ſei eine Strafe 
für die Ehrlichen und eine Prämie für die Unehrlichen. Auch wünſcht Rev⸗ 
ner, daß die Regierung für die nächſten Jahre Anträge wegen weiteren 
Ausbaues von Staats⸗Eiſenbahnen energiſch zurückweiſe, conſtatirt aber 
mit gie ens, daß kein Staat ſo geordnete Finanzen habe, wie der 
preußiſche. 5 

inanzminiſter Camphauſen: Ich habe ſtets das Princip weiſer Spar⸗ 
ſamkeit befolgt und bedeutende Ueberſchüſſe zur Deckung extraordinärer 
Staatsſchulden verwendet. Aber ich werde doch durch eine ungünſtigere Lage, 
als die bisherige war, mich nicht verleiten laſſen, die Kraft des ie 
Staates zu unterfhägen und nützliche Unternehmungen zu unterlaſſen. Ich 
meine: aequam memento rebus in arduis servare mentem! Im Eiſen⸗ 
bahnweſen werden wir allerdings zu einer ſparſameren Verwaltung gelangen 
müfjen und die Ausgabe künftig wohl nicht erhöhen. Uebrigens hat der 
Vorredner ſtets die enen e nicht gerade in einem roſigen Lichte betrachtet, 
aber ſeine Prophezeihungen haben ſich doch vielfach als falſche herausgeſtellt. 
Beiſpielsweiſe befürchtete er im Verden ahre Ausfälle bei der Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer. Dagegen hat die Schlachtſteuer einen Mehrüberſchuß ergeben, 
der den Ausfall bei der Mahlſteuer vollſtändig deckt. Auch kann ich Ma 
ee a fih pro 1874 ein Ueberſchuß don etwa 20 Millionen re 
ergeben wird. 

„Oberbürgermeiſter Becker bedauert, daß für die Städte noch immer 
nichts geſchehen ſei, obwohl ihnen immer mehr Aufgaben der Staatsverwal⸗ 
tung überwieſen werden. Durch die Aufhebung der * und Schlacht⸗ 
ſteuer ſei die Lage der Städte noch ſchlechter geworden. Faſt alle Städte 
hätten die Regierung um Abhilfe und um Ueberweiſung eines Theiles der 
. gebeten, eine Antwort auf dieſe Petition ſei aber bisher 
nicht erfolgt. j 

Finanzminiſter Camphauſen: Ich habe ſchon wiederholt erklärt, daß 
es unmöglich iſt, den Städten einen Theil der Gebäudeſteuer zu über⸗ 
weiſen. Uebrigens bedürfte es zu einer ſolchen Maßregel der Zuſtimmung 
des Landtages. . 

Graf Udo Stollberg: Wenn den Städten ein Theil der Gebäudefteuter 
überwieſen würde, fo müßte ich für das Land die Ueberweiſung eines Theiles 
der Grundſteuer verlangen. Mit den heutigen Eiſenbahnverhältniſſen iſt ei⸗ 
ane Niemand recht zufrieden. Die Producenten klagen Über die Tarifer⸗ 
öhung, die Actionäre über zu kleine Dividenden und endlich will jeder kleine 
Ort eine Eiſenbahn haben. Das Syſtem iſt ein fehlerhaftes, Privatbahnen 
ſtaatliche Garantien zu geben. Mir ſcheint eine ſtraffe Centraliſation der 
Verwaltung, die Einrichtung eines Reichsverkehrsminiſteriums durchaus noth⸗ 
wendig. Zugleich erlaube ich mir die Anfrage an den Herrn Handelsminiſter, 
wie weit die Tarifreform etwa ſchon gediehen iſt. l 
Handelsminister Achenbach: Die Fade f 1 der Eiſenbahnen iſt 
a allerdings keine angenehme. Die Urſache dieſer Erſcheinung liegt zum 

‚heil in der allgemeinen Calamität, zum Theil darin, daß die Eiſendahnen 
nicht in der Lage waren, als allgemeine Preisſteigerungen eintraten, auch 
ihrerſeits die ne Mu erhöhen. Seit dem 1. Auguſt v. J. iſt allerdings, 
aber nur interimiſtiſch, eine Tariferhöhung eingetreten. Damit aber die Lage 
der Eiſenbahnen weſentlich beſſer werde, iſt vor Allem eine Aenderung in der 
Stimmung des Publikums nöihig. Was man an dem einen Orte ganz für 
recht und billig findet, halt man an einem anderen Orte für Verſchwendung. 
So lange die hohen Anforderungen des Publikums an die Eiſenbahnverwal⸗ 
tungen ſich nicht ermäßigen, wird es auch nicht möglich fein, die Tarife wie⸗ 
der herabzumindern. Wenn auch die Eiſenbahnen im vorigen Jahre eine 
Steigerung ihrer Einnahmen erfahren haben, ſo doch nicht in demſelben 
Maße, wie in früheren Jahren, zumal bei den meiſten Bahnen nicht eine 
Herabminderung, ſondern eine Steigerung der Löhne eingetreten iſt. Weber: 
dies iſt die ſchlechte Stimmung des Publikums nicht ein Beweis, daß das 
jetzige Syſtem ein fehlerhaftes iſt, ſondern nur die Folge der allgemeinen 
Calamität. Aus der Uebernahme der Garantie für Privatbahnen iſt dem 
Staate kein Nachtheil, vielmehr Vortheil erwachſen. Bezüglich der Tarifre⸗ 
form kann ich noch keine genügende Auskunft geben, da die Frage noch eine 
ſchwebende iſt. Ich hoffe, daß die jetzt veranlaßte Enquette zu einem . 
Reſultate führen wird. Schließlich möchte ich Sie bitten, in wirthſchaftlich 
ſchweren Zeiten nicht den Muth zu verlieren. 

Herr v. Rath bemerkt, daß er als Landwirth ſehr ſtramm zu den Aus⸗ 
3 des Staates herangezogen werde, dennoch genire ihn die Höhe der 

taatsſteuern piel weniger, als die der Communalſteuern. Durch den 
Schwindel der letzten Jahre habe die Landwirthſchaft allerdings direkt nicht 
gelitten, ſei aber doch mittelbar davon berührt worden durch die Erhöhung 
der Arbeitslöhne trotz ſchlechterer Arbeit. Obwohl hiernach die Lage der 
Landwirthſchaft durchaus keine günftige ſei, fo werde er ſelbſt doch gern die 
. een Laſten tragen, ſo lange in der Tüchtigkeit des Reſſortchefs 
im : rg eine Garantie für die zweckmäßige Verwendung der Steuern 
gegeben ſei. 

Oberbürgermeiſter Gobbin theilt die Anſicht Beckers bezüglich der 
Städte, während Graf Schulenburg⸗Beetzendorf den Städten das 
Recht beſtreitet, ſich über Benachtheiligung zu beſchweren. h j 

v. Mirbach wünſcht, daß die Differenzialtarife einer baldigen Reviſion 


unterworfen würden, damit es den inlänbiihen Getreideptoducenten — 
1 — dem Auslande zu concurriren. Hierauf wird die Generaldiscuſſion 
ge en. 

In der Specialdiscuſſion wünſcht Graf v. d. Schulenburg, daß 
man mit dem Verkaufe von Domainengrundſtücken einhalte; ein ſo bedeu⸗ 
tender 2. * in der Verwaltung und Finanzpolitik Friedrich der Große ge⸗ 
weſen ſei, jo habe ſich doch ſeine Coloniſationspoliiik nicht bewährt. Stadt⸗ 
direktor Raſch (Hannover) wünſcht, daß das Welfenſchloß in Hannover ſeiner 
bisherigen Beſtimmung erhalten bleibe; für den Umbau zu einer polytech⸗ 
niſchen Schule ſei daſſelbe durchaus nicht geeignet. Man könnte die poly⸗ 
techniſche Schule ſehr wohl an dem Platze belaſſen, an welchem ſie ſich gegen⸗ 
wärtig befindet, zumal ſich in der Nähe Gebäude des Militärfiskus befänden, 
die man zu einem Erweiterungsbau der Schule verwenden könnte. Uehri⸗ 
gens werde er die zum Umbau geforderte Summe nicht verweigern. Der 
Etat für 1875 und das Geſetz beir. die Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗ 
etats für 1875 werden den Anträgen der Commiſſion gemäß genehmigt. 

Hierauf wird über den Geſetzentwurf betr. das Vormund ſchaftsweſen 
im Ganzen auf Grund der Zuſammenſtellung der Beſchlüſſe des Hauſes in 
der Specialberathung abgeſtimmt und der Entwurf faſt einſtimmig ange⸗ 
nommen. 

Die Geſetzentwürfe betr. die für die Berechnung der Transſcriptions⸗ und 
ee ee beim rheiniſchen Hypothekenweſen zu Grunde 
zu legenden Sprungſätze, betr. die Erhöhung der Gebühren der Gerichts⸗ 
vollzieber im Bezirk des Apellationsgerichtshofes zu Köln und betr. die 
Geſchäftsfäbigkeit Minderjähriger und die Aufhebung der Wiedereinſetzung 
5 vorigen Stand wegen Minderjährigkeit werden ohne Diseuſſion ger 
nehmigt. 0 

Hierauf nimmt das Haus Kenntniß von der Ueberſicht über die Er⸗ 
eee der Anträge und Reſolutionen des Herrenhauſes aus der 
Seſſion 1873 74. er 

Es folgen Berichte über Petitionen. Das Haus genehmigt den Ans 
trag der Commiſſion: „über die Petitionen: a. des Executiv⸗Comitee der In⸗ 
tereſſenten für den Eiſenbahnbau Stettin⸗Hannover, mit dem Antrage: die 
Ausführung des Baues der Bahn Stettin⸗Hannover auf Staatskoſten in der 
Richtung von Salzwedel über Celle nach Wunſtdorf zu befürworten, b. der 
Stände des Kreiſes der Weſt⸗Priegnitz, des Magiſtrats und der Stadtver⸗ 
ordnetenververſammlung zu Arendſee, des Kreistages des Kreiſes Oſterburg, 
mit dem Antrage: den Bau der Eiſenbahn Stettin⸗Hannover in einer von 
ihnen bezeichneten Richtung auf Staatskoſten zu befürworten, zur Tages⸗ 
ordnung überzugehen. 

Hiermit iſt die Togesordnung erſchöpft. 

Schluß 3 Uhr. Nächſte Sitzung unbeſtimmt. 


Berlin, 19. März. [(Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat den 
Kreisgerichts⸗Kath Hoffmann in Stendal zum Director des Kreisgerichts 
in Perleberg, den Kreisgerichts⸗Rath Meydam zu Sorau zum Director des 
Kreisgerichts in Angerburg, den Kreisgerichts⸗Rath Bartholdy in Schlawe 
um Director des Kreisgerichts in Wongrowitz und den kreisgerichts⸗Rath 

einck in Greifswald zum Director des Kreisgerichts in Mohrungen er⸗ 
nannt; dem practiſchen Arzt Dr. Doerger zu Goslar den Charakter als 
Sanitätsrath verliehen; und die von der Akademie der Wiſſenſchaften in 
Berlin getroffene Wahl des ordentlichen Profeſſors der Rechte, Geheimen 
Juſtiz⸗Raths Dr. Bruns hierſelbſt zum ordentlichen Mitgliede in der philo⸗ 
ſophiſch⸗hiſtoriſchen Klaſſe der Akademie 175 1 . 

Der ſeither im Reichskanzler⸗Amte angeſtellke Kanzlei⸗Rath Kreßler und 


27 der ſeitherige Hülfs⸗Expedient Ritter find zu Geheimen expedirenden Secre⸗ 


tären im Auswärtigen Amte ernannt worden. 

Der practiſche Arzt Dr. Guericke iſt mit Belaſſung ſeines Wohnſitzes 
in Strausberg zum Kreis⸗Wundarzt des Oberbarnimſchen Kreiſes ernannt 
worden. 

Am evangeliſchen Schullehrer⸗Seminar zu Oſterburg iſt der Conrector 
und Organiſt Gatter mann zu Alfeld als Hülfslehrer angeſtellt worden. 

Der bisherige Baumeiſter Eugen Hellwig zu Cottbus if als SOHN 
Eiſenbahn⸗Baumeiſter bei der Naſſauiſchen Staats⸗Eiſenbahn mit dem Mohn: 
fig zu Wiesbaden angeſtellt worden. 

Dem Maſchinenwerkmeiſter Wilhelm Gerhard zu Grube Dudweiler 
im Regierungsbezirke Trier iſt unter dem 14. zen 1875 ein Patent auf 
eine Vorrichtung zum Ausgleichen der Seillaſten bei Fördermaſchinen au 
drei Jahre ertheilt worden. g 

Zu Kreisrichtern ſind ernannt: der Gerichts⸗Aſſeſſor Leonhardt bei dem 
Kreisgericht in Schweidnitz, mit der Function als Gerichts⸗Commiſſarius in 

eiburg i. Schl., der Gerichts⸗Aſſeſſor von Gersdorff bei dem Kreis⸗Ge⸗ 
richt in Eilenburg, mit der Function als Gerichts⸗Commiſſaxius in Düben, 
der Gerichts⸗Aſſeſſor Haeniſch bei dem Kreis⸗Gericht in Conitz, mit der 

unetion bei der Gerichts Deputation in Tuchel, der Gerichts⸗Aſſeſſor Dr. 

ieſehahn bei dem Kreis⸗Gericht in Deutſch⸗Crone, mit der Function als 
Gerichts⸗Commiſſarium in Märkiſch⸗ Friedland, und der Gerichts⸗Aſſeſſor 
Schultzenſtein bei dem Kreisgericht in Berlin, mit der Function als Ge⸗ 
richts⸗Commiſſarius in Trebbin. Der Advocat Dr. jur. Bödiker zu 
Geeſtemünde iſt zum Anwalt bei dem Königlichen Obergericht in Aurich, mit 
Anweiſung ſeines Wohnſitzes daſelbſt ernannt worden. 

Berlin, 19. März. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König] 
hoͤrten heute die Vorträge des Kriegsminiſters, des Chefs des Mil: 
tair⸗Cabinets und des Polizei⸗Präſidenten von Madai, nahmen die 
Meldung Allerhoͤchſtihres General⸗Adjutanten Grafen Brandenburg I., 
welcher aus Breslau hier eingetroffen iſt, entgegen und empfingen Se. 
Königliche Hoheit den Prinzen Alexander der Niederlande, Ihre Hohei⸗ 
ten den Herzog von Anhalt und Hoͤchſideſſen Söhne, den Erbprinzen 
und den Prinzen Friedrich, ſowie Se. Durchlaucht den Fürſten Wied. 

Geſtern fand ein kleines Familiendiner im Königlichen Palais ſtatt. 
Abends empfing Ihre Majeſtaͤt die Katferin » Königin Se. Königliche 
Hoheit den Prinzen Alexander der Niederlande. — An der mufikali- 
ſchen Soirée betheiligten ſich, unter Leitung des Ober⸗Capellmeiſters 
Taubert, Frau Artot⸗Padilla, Fräulein Lehmann und Herr Padilla. 

Heute wohnte Ihre Majeftät die Kaiſerin⸗Königin mit Ihrer König⸗ 
lichen Hoheit der Großherzogin von Baden in der Kaiſerin⸗Auguſta⸗ 
Stiftung zu Charlottenburg der Confirmation der Zöglinge bei, — 
Ein größeres Familiendiner findet auf dem Königlichen Schloſſe ſtatt. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz] 
beſuchte geſtern um 11%, Uhr Vormittags mit dem Erbgroßherzog 
und der Erbgroßherzogin von Sachſen, dem Erbprinzen und der Erb⸗ 
prinzeſſin von Hohenzollern das Gewerbe⸗Muſeum. Später empfingen 
die Höchſten Herrſchaften den Beſuch des Großherzogs von Sachſen 
und des Fürſten Reuß, welchen Se. Kaiſerliche Hoheit im Laufe des 
Tages erwiderte. Um 9 Uhr Abends ſtattete Hoͤchſtderſelbe dem 
Prinzen Alexander der Niederlande einen Beſuch ab. Um 9 ½ Uhr 
begaben Sich die Hoͤchſten Herrſchaften zur Soirée bei den Majeſtäten. 

Ihre Königliche Hoheit der Prinz und die Prinzeſſin Albrecht treffen 
heute Abend 7°/, Uhr von Hannover hier ein. (Reihdanz.) 

Berlin, 19. März. [Die Katferin. — Das Eiſen⸗ 
bahngeſetz. — Entſchädigung.] Der Unfall, der vor einigen 
Tagen die Kaiſerin betroffen, hat in der Preſſe theilweiſe übertriebene 
Darftellungen gefunden. Die Pferde der Kaiſerin find nicht mit den 
Pferden des Omnibus in Berührung gekommen. Der Kutſcher der 
Kaiſerin hat vielmehr noch einige Schritte, ehe dieſe Berührung ſtatt⸗ 
finden konnte, die Pferde ſo jäh parirt, daß darüber das eine Pferd 
ſtürzte und das Rückgrat brach. — Der Entwurf des neuen Reichs⸗ 
Eiſenbahngeſetzes iſt nunmehr wie wir hören, fo weit vollendet, daß 
nach einer weiteren Reviſton im Reichseiſenbahnamte die Ueberreichung 
an das Reichskanzleramt erfolgen kann. Durch dieſes dürften wohl 
die verbündeten Regierungen zur Bildung einer Commiſſion aufgefor⸗ 
dert werden, welcher die Prüfung des Geſetzentwurfs obliegen wird. 
Die Wirkſamkeit dieſer Commiſſion kann ſelbſtverſtändlich erſt nach Vorle⸗ 
gung des Entwurfs an das Reichs kanzleramt beginnen. Vor dem früheren 
Reichs⸗Eiſenbahngeſetz⸗Entwurf hat der neuere zunächſt durch Ausſchel⸗ 
dung der privatrechtlichen Sphäre den Vorzug weſentlich kürzerer und 
mehr präclſer Faſſung. Der Zeitpunkt der Veröffentlichung iſt noch 
nicht beftimmt. — Aus den Verhandlungen des Reichstages iſt er⸗ 
innerlich, daß mehrere Einwohner des Landkreiſes Wiesbaden während 
des Krieges 1870—71 zur Leiſtung von Vorſpanndienſten requlrirt 
und auf den Kriegsſchauplatz mitgeführt, dort angeblich ihrer Geſpanne, 
ihrer Effecten und ihrer Baarmittel beraubt worden und erſt nach 


behreren Wochen, die fie in der Kriegkgefangenfihaft zugcbrach 
3 re Heimath entlaſſen waren. Dieſelben hatten in Gemüßhell der 
beſtehenden Vorſchriſten Vergütung für die bis zum Tage der Ge: 
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fangennehmung geleiſteten Fuhrkoſten und auch Erſatz für die wegge 


29. Januar d. J. beſchloſſen, 
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die 


Endziel der Socialdemokratie ſtellt die Anklage die Verherrli 


nommenen Fuhrwerke und Geſpanne erhalten, waren aber auf ihren 
Anſpruch auf Schadloshaltung für die verlorenen Effecten und Baar⸗ 
mittel, für die ausgeſtandene Unbill und für den verlorenen Arbeits⸗ 
verdienſt in allen Inſtanzen abgewieſen worden. Auf ihre in Folge 
deſſen erhobene Beſchwerde hatte der Reichstag in ſeiner Sitzung vom 
die Petitlon dem Reichskanzler zur Berück⸗ 
fihtigung zu überweiſen, inſoweit es ſich um Erſatz der den Verhältniſſen 
entſprechend mitgenommenen und nachweislich durch die Kriegs⸗Ge⸗ 
fangenſchaft verlorenen Baarſchaften und Effecten und um eine Ent⸗ 
ſchädigung für denjenigen Theil des Fuhrlohns handelt, der auf den 
Geſpannführer trifft. Der Bundesrath hat ſich nur mit dieſem Be⸗ 
ſchluſſe einverſtanden erklärt und der Reichskanzler die preußische Re⸗ 
gierung um Erledigung der gedachten Petition, ſowie ähnlicher Fälle 
im Sinne der Beſchlußfaſſung des Reichstags erſucht. Dem ent ⸗ 
ſprechend find durch Verfügung des Finanzmimiſters, des Miniſters des 
Innern und des Kriegsminiſters die Provinzialbehörden angewieſen 
worden, in Fällen der in Rede ſtehenden Art eine das Maß der Er⸗ 
laſſe vom 19. April 1871 und vom 8. Januar 1872 überſchreitende 
Schadloshaltung unter näher feſtgeſetzten Modalitäten zu gewähren. 


E. M. Berlin, 18. März. [Der Proceß gegen die ſocialdemo⸗ 
kratiſchen Vereine.] Heute, am 27. Jahrestage der Erhebung von 1848, 
beſchloß das hieſige Criminalgericht die Serie der auf Schließung der 
bieſigen ſocialdemokratiſchen Vereinigungen gerichteten Proceſſe. 
die zweitägigen Verhandlungen betrafen die als Kernpunkte der genen 
ſocialdemokratiſchen Agitation zu erachtenden vier Hauptvereine: Allge⸗ 
meiner deutſcher Arbeiterverein, Allgemeiner deutſcher Ar⸗ 
beiter: Unterſtützungsverband, Allgemeiner deutſcher Maurer: 
und Steinbauerbund und Allgemeiner deutſcher Zimmerer⸗ 
Verein. Sämmtliche vier Vereine ſind ſchon im Herbſt v. J. polizeilich ge⸗ 
Molten worden. Auch der Berliner Putzerclub, eine Spielart des 
aurer⸗ und Steinhauerbundes, war in die Anklage mit hineingezogen wor⸗ 
den. Als Angeklagte figurirten die Varſtände der genannten Vereine: Der 
Reichsta Sabgeordnete Schriftſteller Wilhelm Haſenclever und Cigarren⸗ 
macher tto Reimer, der Vereinsſekretär Deroſſi, der Kaufmann Grü⸗ 
wel, die Zimmerer Finn, Otto Kapell und Auguſt Kapell, der Cigar⸗ 
renmacher Ecks, die Maurer Hurlemann, Walther, Buchholz und 
temert. Die eigentliche Seele der ſocialdemokratiſchen Bewegun Sei 
elever'ſche Richtung, auf welche es hierbei ankommt, der Schriftſteller Haſ⸗ 
ſelmann befand ſich nicht auf der Anklagebank. 
Die ſehr umfangreiche Anklageſchrift beſchuldigt die Angeklagten, gegen 
58 8 und 16 des Vereinsgeſetzes dadurch verſtoßen zu haben, daß die 
genannten Vereine, die alle einen ausgeprägten politiſchen Charakter hatten, 
zunächſt mit einander, ſodann aber auch mit den in vielen Städten Deutſch⸗ 
lands errichteten Zweigvereinen, deren ſelbſtſtändige Exiſten) unter der Ber 
zeichnung „Mitgliedſchaften“ verdeckt wurde, mittels orreſpondenzen, Ge⸗ 
neralverſammlungen, Congreſſen ꝛc. in engerer Verbindung ſtanden. Als 
h q 3 ung der Pariſer 
ommune hin, und beruft ſich dabei auf berſchiedene Hetz⸗ und Schimpf⸗ 
artikel des Vereinsorgans des „Neuen Socialdemokrat“. Ferner werden die 
Angeklagten beſchuldigt, die Mitglieder der Vereine zur Störung und Spren⸗ 


gung der Verſammlungen aller übrigen Parteien angereizt 82 haben, und 


ö 


iſt in dieſer Beziehung ein den Papieren des Angeklagten Haſenclever ent⸗ 
nommener Brief von nicht geringem retofpectivem Intereſſe, in welchem er 
von ſeinem Freunde Haſſelmann anläßlich des verunglückten Verſuches der 
prengung einer Urwählerverſammlung, bei welcher die Socialdemokraten 
mit blutigen Köpfen heimgeſchickt wurden, aufgefordert wird, Berlin neu zu 
organiſtren, und zwar auf dem Wege vickatoriſcher Centraliſation.“ 

Der erſte Tag der Verhandlung wurde faſt vollſtändig mit dem Inqui⸗ 
ſitorium der Angeklagten ausgefüllt, welche ſämmtlich die Verbindung der 
unter Anklage geſtellten Vereinen mit anderen Vereinen gleicher Tendenz in 
Abrede ſtellten. In ſehr erregter Weiſe, welche ihm eine Rüge des Vor⸗ 
tenden, Stadtgerichtsdirektor Re ich, zuzog, verwahrte ſich Haſenclever 
gegen die Unterſtellung der Anklage, als ginge die Socialdemokratie nur 

rauf hinaus, die Pariſer Commune zu perherrlichen. Wenn der „Neue 
Hocialdemokrat“, der übrigens nur nominell Eigenthum der Partei ſei, im 
juriſtiſchen Sinne aber ihm perſönlich gehöre, dieſe Abſicht in Hetz⸗ und 
Schimpfartikeln enthüllt batte, fo würde der Staatsanwalt gewiß nicht mit 
der Anklage gezögert baben; in Wirklichkeit ſei das Blatt ſeit dem Juni v. J. 
aber nur von einem einzigen Proceſſe betroffen, und in dieſem freigeſprochen 
worden. Der Allgemeine deutſche Arbeiterverein habe eine eminent fried⸗ 
liche Tendenz gehabt, nichts ſei ihm ferner gelegen als die Revolution, was 
bon daraus hervorgeht, daß er fein Hauptaugenmerk auf die Reichstags⸗ 
wahlen lenkte; ſein Statut, urſprünglich vom Abg. Ziegler verfaßt, ſei bis 
Un Schließung im vorigen Herbſt faſt unverändert geblieben. Mit anderen 

ereinen jet der Arbeiterverein niemals in Verbindung getreten, wohl babe 
er aber in faſt allen Städten Deutſchlands Mitglieder gehabt. Aus alledem 
ſowie aus der Verzögerung des Entſcheides über die definitive Schließung 
es Vereins geht hervor, daß man es hier mit einem Tendenzproceß zu thun 
Jübe. — Der Staatsanwalt Teſſendorf entgegnete auf letzteren Vorwurf, 
ie Verhandlung habe wegen der Reichstagsqualität Haſenclevers bis jetzt 
mausgeſchoben werden müſſen. — Die übrigen Angeklagten ließen ſich in 
faſt derielben Weiſe über den Arbeiterverein aus, deſſen politiſche Tendenz 
aus mehreren in demſelben gehaltenen Vorträgen bewieſen wurde. 

Bezüglich des Berliner Putzerelubs, der nach der Behauptung der 
Anlage ebenfalls Politik getrieben und mit anderen Vereinen in Verbin⸗ 

ung geſtanden zu haben, wurde Grabirendes nicht erbracht. Die Polizei: 
eamten, welche die Verſammlungen deſſelben überwachten, waren nicht im 
tande zu bekunden, daß in denſelben politiſche Fragen behandelt wurden, 
und die Angeklagten beſtreiten dies natürlich auch. 


Agen die Staatsanwaltſchaft behauptete, der Verband ſei gewiſſermaßen die 
die vorliegenden 


venten des Verbandes, die eigent 


Aufrufen deduciren werde, darauf ſei er neugierig; thatſächlich enthielten 
Julelben nichts Belaſtendes, wie auch der Verband, der ſeit anderthalb 
ahren ſchon keine Verſammlungen mehr abhält, ſich niemals mit politiſchen 


ammlungen deſſelben einen politiſchen Vortrag gehalten, d. h. einen rein 
gelehrenden Vortrag, 10 ur alle Gewerke zu dieſen Zuſammenkünften 


wieder zugelaſſen. 
und Ste 


immerer⸗Verein kamen mehrere 


wird Beſchicung eines 2 der Maurer und Zimmerleute aufgefordert 
nic rei ung der ökonomischen Unabhängigkeit und der politiſchen Freiheit 
belu 


ſt ı Kapell gaben dies 

Viren ae aber, es ſei die vollſtändige Serubaltung der 
iscuſſtonen irgend eines Vert mn ler Shin 

en, daß aus dergleichen einzelnen Reden ein beſtimmter S luß 


erhandlung war den Plaidopers gewidmet. Die 
des Staatsanwalts Teſſendorf war im Großen und Ganzen nichts 


HE 


weiter als eine Umſchrelbung der Anklage. Herr Teſſendorf folgerie aus 
der bekannten Thätigkeit der unter Anklage geitellten Vereine bei den Reich s⸗ 
tagswahlen und in anderen politiſchen Fragen, deren politiſchen Charakter 
im Sinne des Geſetzes und wies 9 der Verbindung mit anderen 
Vereinen auf die in Freienwalde und Wandsbeck ergangenen richterlichen 
Urtheile hin, durch welche die dort beſtandenen Vereine definitiv geſchloſſen 
wurden. Die ſtaatsgefährlichen Tendenzen der Socialdemokratie ſuchte der 
Staatsanwalt ferner aus der Haltung des Vereinsorganes, des „Neuen 
Socialdemokrat“, zu beweiſen, welcher unter andern die communiſtiſche Idee 
der Abſchaffung des Eigenthums proclamirte und wegen derartiger Hetzartikel 
wiederholt gerichtlich verurtheilt worden ſei. Derartige Tendenzen dürfe aber 
ein geordnetes Staatsweſen nicht dulden, weil unter ihnen Recht, Geſetz 
und Ordnung nicht beſtehen könnten und deshalb müſſe im vorliegenden 
Falle das Geſetz mit ſeiner ganzen Strenge eintreten. Der Antrag auf 
Schließung der ſämmtſichen unter Anklage geſtellten Vereine werde deshalb 
vom öffentlichen Intereſſe dictirt. Was die Ausmeſſung der Strafe gegen 
die angeklagten Perſonen betreffe, ſo könne eine größere Milde obwalten, 
da die längere Strafloſigkeit der ungeſetzlichen Verbindung möglicherweiſe zu 
dem Glauben verführen konnte, die Organiſation ſei erlaubt geweſen. Er 
beantrage deshalb gegen alle Angeklagte nur eine Geldſtrafe und zwar gegen 
Haſenclever 200 Mark, gegen Finn 150 Mark, gegen den Vorſitzenden 
des Putzerelubs 80 Mark, gegen die übrigen Angeklagten je 130 Mark. 

Der Vertbeidiger der Angeklagten, Rechtsanwalt Munkel, bezeichnete 
die Geldſtrafen als ſehr Bete die Hauptſache bleibe die Schließung der 
Vereine, und zu dieſem Behufe geböre vor allen Dingen der Nachweis des 
politiſchen Charakters derſelben, welchen der Staatsanwalt nicht geführt 
babe, mit Ausnahme des Allgemeinen Deutſchen Arbeitervereins. Nach der 
Interpretation des Staatsanwalts ſei ein nicht politiſcher Verein überhaupt 
undenkbar, denn ſelbſt die barmlofeite Vereinsthätigkeit könne eine politiſche 
Seite haben, ohne daß der Verein im Sinne des Geſetzes als ein politiſcher 
anzufeben iſt, denn der Geſetzgeber verlange ausdrücklich, daß der Zwe 
des Vereins die Beſprechung politiſcher Fragen ſei, und das Obertribunal 
habe erſt ganz kürzlich den Rechtsgrundſaß aufgeſtellt, daß ſelbſt die wieder⸗ 
bolte Erörterung politiſcher Gegenſtände in einem nicht politiſchen Vereine 
dieſem nicht den Charakter eines politiſchen Vereins aufdrücke. Aus der 
Subvention eines Vereinsorganes, des „Neuen Socialdemokrat“, ſei ein 
ſolches ebenfalls nicht zu folgern; andernfalls müßten alle Actien⸗Geſell⸗ 
ſchaften politiſche Vereinigungen ſein, weil ſie ihre politiſchen Vereinsorgane 
durch Zuwendung ihrer Anzeigen jubbentioniren. Der Allgemeine Deutſche 
Arbeiterverein ſei allerdings ein hochpolitiſcher Verein, aber nirgend ſei er⸗ 
wieſen, daß ſeine auswärtigen Mitgliedſchaften, mit denen er in Verbindung 
ſtand, ſelbſtſtändige Vereine geweſen ſeien, und ſchließlich habe der Staats⸗ 
anwalt nicht einmal den Verſuch gemacht, den einzelnen Angeklagten zu be⸗ 
weiſen, in welcher Art ſie ſich bei der unerlaubten Verbindung betheiligten. 
Die angebliche Schwere des Vergehens habe der Staatsanwalt erſt recht 
nicht motibirt, denn vor dem Richter gebe es keine politiſche Partei, ſondern 
nur den Verächter des Geſetzes. Die ſocialdemokratiſche Richtung habe ge⸗ 
wiß viele beklagenswerthe Irrthümer, aber doch auch vieles Richtige und 
Gute; der Gerichtshof werde deshalb ernſtlich die Frage zu prüfen haben, 
was für die Staatszwecke dienlicher ſei, die Auflöſung der Vereine oder der 
Fortbeſtand der Organiſation, um auf dieſe Weiſe die Anhänger der Social⸗ 
demokratie ſelber zur Einſicht ihrer Irrthümer zu führen. 

Der Staatsanwalt replicirte, daß Niemand, der nicht zur ſocialdemo⸗ 
kratiſchen Partei gehöre, den eminent politiſchen Charakter der ſocialdemo⸗ 
kratiſchen Verbindungen leugnen werde. 

Haſencleper nannte in längerer Rede die Tendenz des Proceſſes einen 
Verſuch, die Socialdemokratie der geheimen Verbindung mit dem Ultra⸗ 
montanismus zu bezichtigen, der gleich nach dem Kullmann'ſchen Attentate 
ziemlich offen zu Tage trat. Anderenfalls hätte die Staatsanwaltſchaft auch 
den Nationalverein, den Preußiſchen Volksverein und in jüngſter Zeit den 
Nationalliberalen Verein verfolgen müſſen, die ſämmtlich genau dieſelbe Or⸗ 

aniſation wie der Allgemeine Deutſche Arbeiterverein beſitzen reſp. beſaßen. 

ei aber wirklich ein Verſtoß gegen das Geſetz vorgekommen, dann würde 
es beſſer ſein, die ſchuldigen Perſonen mit der vollen Strenge zu beſtrafen, 
die Vereine dagegen beſtehen zu laſſen, denn höchſtens könne man doch die 
Form zerbrechen, den Geiſt aber niemals ertödten, und ſchließlich, wenn man 
den Leuten jede Möglichkeit der geſetzlichen Vereinigung raube, dann werde 
es zu geheimen Verſchwörungen kommen, wie ſie in Frankreich unter Louis 
Napoleon beſtanden. — In ähnlicher Weiſe vertheidigten ſich die übrigen 
elf Angeklagten. 


! 


G n, 
leſ Inger und Kaufmann Sturm. — Der Abänderungsvorſchlag 


borfälag: E 
mann Schlefi: i 1 urm 
wird hierauf mit mehr als A Majorität angenommen. 

Die 88 6, betreffend die Conſtiluirung und N es Verwaltungs⸗ 
raths, 7 und 8, redactionelle Aenderungen der früheren Faſſung enthaltend, 
und 9. pon der Legitimation des Vorſtandes handelnd, — werden ohne 
weſentliche Discuſſion angenommen. 


Der Referent, Buchhändler Mor genſtern benündet biefen Ale 3 
C 


§ 10 betrifft die Zeichnung für den Vereins. Vorſtand und Ausſchuß ſchla n 


gen folgende Faſſung des § 10 vor: Rechtliche Verpflichtung für den Verein 
bat vie Zeichnung aber nur, wenn fie entweder von den beiden Vorſtands⸗ 
mitgliedern, oder von einem derſelben und einem Bevollmächtigten geſchehen 
iſt. Für Zahlungen, welche im Kaſſenlocale geleiſtet worden, iſt die Zeichnung 
rechtsgiltig, ſofern dieſelbe von zwei Kaſſenbeamten vollzogen wird. — Nach⸗ 
dem ſeitens des Referenten die ſeitherigen Verhältniſſe in Betreff der Zeich⸗ 
nung dargelegt, die dabei gemachten Erfahrungen hervorgehoben und die 
Anſchauungen von Schultze⸗Delitzſch, nach welchen die Bevollmächtigten 
ſich nicht rechtfertigen laſſen, mitgetheilt worden, beſchließt die Verſammlung 
nach kurzer Debatte, an welcher ſich die Herren Simon, Köhler u. be⸗ 
theiligen, den § 10 in der vorgeſchlagenen Faſſung anzunehmen. 

Für § 14 ſchlägt Vorſtand und Verwaltungsrath folgende Faſſung vor: 
Für alle durch Ueberſchreitung ihrer Befugniſſe oder durch Außerachtlaſſung 
der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns dem Vereine verurſachten Schaden 
haften die dabei betheiligten Vorſtandsmitglieder dem Vereine mit ihrem 
ganzen Vermögen ſolidariſch. — Hr. Gröger beantragt folgende Aenderung 
zu N 14: Mitglieder des Vorſtandes, welche die ihnen ertheilten Aufträge 
den Vorſchriften des Genoſſenſchaftsgeſetzes vom 4. Juli 1868 und den 
Beſtimmungen des Statuts reſp. der ihnen ertheilten Inſtruction ent⸗ 
gegenhandeln, ſind dem Verein perſönlich event. ſolidariſch mit ihrem Vermögen 
auf den dadurch entſtandenen Schaden verhaftet. In dieſer Beziehung wird 


ck die Erſatzpflicht auch auf alle Verwaltungen event. entweder individuell oder 


je nach Umſtänden für die Schuldigen ſolidariſch ausgedehnt. — Der Re⸗ 
ferent begründet die erſtere, Herr Gröger die zweite Faſſung. Nach 
kurzer Discuſſion entſcheidet die e ſich für die erſtere. 

Die §§ 15—17 werden nach den Abänderungsvorſchlägen des Vorſtands 
und Ausſchuſſes ohne Widerſpruch genehmigt, die SS 18—24, als der Ge⸗ 
E angehörig, geſtrichen. Bei § 27 will Herr Gröger den 
„Discontoverkehr“ für den Verein beſeitigt willen. Der Referent weiſt das 
Unbegründete dieſes Antrages nach und derſelbe wird abgelehnt. 

Erſt bei dem vor 0 33 einzuſchaltenden Paragraphen: „Der Verwaltungs⸗ 
rath wählt alljährlich binnen acht Tagen nach ſeiner Conſtituirung eine 
ſtändige Control⸗Commiſſion aus ſeiner Mitte, beſtehend aus 6 Mitgliedern 
unter Leitung des Vorſitzenden des Verwaltungsrathes. — Die Controls» 
Commiſſion, ſowie deren einzelne Mitglieder, haben die Aufgabe, in Gemäß⸗ 
heit der ihnen ertheilten Inſtruction und Geſchäftsordnung, den geſammten 
Gang des Geſchäftes zu überwachen und darüber mindeſtens jeden Monat 
einmal dem Verwaltungsrathe zu berichten. Insbeſondere liegt der Com⸗ 
miſſion ob: 1) darüber zu wachen, daß ſämmtliche Handlungsbücher ſtets 
à jour ſind und 2) mindeſtens jeden Monat einmal genaue Kaſſenreviſion 
zu halten und dabei die Uebereinſtimmung der Buchungen mit den vorhan⸗ 
denen Beſtänden feſtzuſtellen. Die Wahrnehmungen, Monita und Berichte 
der Commiſſion iſt der Vorſitzende verpflichtet in der nächſten Sitzung des 
Verwaltungsrathes 7 deſſen Kenntniß zu bringen.“ — entwickelt ſich wieder 
eine une ebatte, nach welcher der Paragraph in vorſtehender 
Faſſung, jedoch mit der Modification, daß ſtatt 8 Tagen deren 14 geſetzt 
werden, angenommen wird. rn 

Bei § 33 beantragt Gröger folgenden Zuſatz: Die Mitglieder des Aus⸗ 
ſchuſſes ſind dem Vereine zum Erſatz des demſelben durch Vernachläſſigung 
ihrer Controlpflichten entſtehenden Schadens ſolidariſch verpflichtet. — Hie 
gegen erklären ſich Juſtizrath Bouneß, Köhler u. A. Der Zuſatz wird 
abgelehnt. — Ein erneuter Antrag auf en Kae d bes noch übrigen 
Theiles der Abänderungsvorſchläge wird mit Ausſchluß des § 55 angenom⸗ 
men. u dieſem Paragraphen ſtellte Huhn den Antrag: Beamte des 
Vereines dürfen nicht deſſen 2 80 ſein. Das weſentlichſte Motiv hier⸗ 
für iſt, den Beamten dadurch die Creditnahme bei dem Vereine abzuſchneiden. 
Da jedoch, wie der Referent bemerkt, ihnen bei der Anſtellung die 
ſpruchnahme des Credits abgeſprochen werden kann, andererſeits, wie 


ans 
auf: 


mann Sturm ausführt, es für die Solidarhaft wünſchenswerth ift, daß die 


Beamten des Vereins deſſen Mitglieder ſind, ſo wird unter Ablehnung des 
Huhn'ſchen Antrages, ſowie eines anderen von Gröger eingebrachten, be» 


Der Gerichtshof ſetzte die Publication des Erkenntniſſes auf Sonnabend, ſchloſſen, den § 55 (früher 67) dahin zu faſſen: „Vorſtands mitglieder und 


den 20. d. M, Nachmittags 4 Uhr aus. 


[S. M. S. „Gazelle “] iſt nach einem Telegramm d. d. Aden, a lar übernehmen, 


den 17. März c. am 26. Februar c. auf der Inſel Mauritius ange⸗ 
kommen. An Bord Alles wohl. 

Malchin, 19. März. [Der Landtag] iſt geſtern durch Ver⸗ 
kündigung der Landtagsabſchiede geſchloſſen. Der Paſſus des ſchwe⸗ 
rinſchen Abſchiedes über die Verfaſſungsangelegenheit lautet: Der 
Großherzog war zu der Erwartung berechtigt, daß Stände in einer 
mit ihm übereinſtimmenden Würdigung der ernſten Lage des Landes 
den Weg zu einer Verſtändigung über die Modification der Verfaſſung 
finden würden, und kann nur ſein ſchmerzliches Bedauern darüber 
ausſprechen, daß die Verhandlungen über dieſe wichtige Angelegenheit 
auch auf dem gegenwärtigen Landtage erfolglos verlaufen ſind. Der 
Großherzog behält ſich bei dieſer Sachlage ſeine weiteren Entſchließun⸗ 
gen vor. — In dem ſtreelitzſchen Landtagsabſchied behält ſich der 
Großherzog ebenfalls weitere Entſchließungen vor. Derſelbe entſagt 
jedoch nicht der Hoffnung, daß durch weitere gemeinſame Berathungen 
der Weg zu den für das Heil des Landes erforderlichen Reformen ge⸗ 
funden werden wird. 

Münſter, 19. März. [Verurtheilung.] Der verantwortliche 
Redacteur des „Weſtfäliſchen Merkur“, Frhr. v. Wendt, iſt heute vom 
hieſigen Kreisgerichte wegen Veröffentlichung der päpſtlichen Enchelica 
zu einem Jahr Gefängniß verurtheilt und ſofort verhaftet worden. 
Der Staatsanwalt hatte eine zweijährige Gefängnißſtrafe beantragt. 

Chemnitz, 19. März. [Die hieſige Maſchinenbau⸗Ge⸗ 
ſellſchaft Münnich! iſt heute geſchloſſen, auch bereits ein gericht⸗ 
liches Veräußerungsverbot erlaſſen worden. 


Provinzial- Beitung. 


H. Breslau, 19. März. [Vorſchuß⸗Verein.] Die geſtern Abend 
abgehaltene General⸗Verſammlung war nur wenig zahlreich beſucht. Kaufm. 
Ulbrich eröffnete dieſelbe mit dem Hinweiſe auf deren Zweck: Die in der 
vorangegangenen zweiten außerordentlichen General⸗Verſammlung nicht zum 
Abſchluſſe gelangte Aenderung des Statuts herbeizuführen. Da Kaufmann 
Laß witz noch krank ſei, Kaufm. Maul fein Amt niedergelegt, ſchlägt er 
Kaufm. Kopiſch zum Vorſitzenden vor. Die Verſammlung acceptirt dieſen 
Vorſchlag. Der Vorſizende empfiehlt, dafür mitzuwirken, daß die Statuts⸗ 
berathung in der gegenwärtigen Verſammlung zu Ende geführt und ein 
definitiver Zuſtand für den Verein geſchaffen werde 4 

Kaufm. Sturm empfiehlt unter Hinweis auf die geringe Betheiligung 
an der Verſammlung, durch welche wohl conſtatirt werde, daß die noch zu 
behandelnden SS des Statuts von im Allgemeinen geringerer Bedeutung, 
als die bereits feſtgeſtellten, en bloc-Annahme der noch übrigen Abände⸗ 
rungs⸗Vorſchläge. — Hr. Gröger erklärt ſich hiergegen, da die vorige Ge: 
neral⸗Verſammlung mit großer Majorität die Spezialberathung beſchloſſen 
habe, auch unter den gemachten Vorſchlägen einzelne durchaus nicht an⸗ 
nehmbar ſeien, ſowie andererſeits auch einige Beſtimmungen, welche nicht 
proponirt worden, die ins Statut aufgenommen werden müſſen. — Kaufm. 
Sturm erachtet die General⸗Verſammlung in Bezug auf ihre Beſchlüſſe für 
ſouverain, wenn die frühere Verſammlung ſich gegen en bloe- Annahme 
entſchieden, fo geſchah es eben in Bezug auf die wichtigſte Umwandlung in 
der Vereinsorganiſation, anders liegt die Sache beut. In ähnlichem 
Sinne ſpricht ſich Buchhändler Morgenſtern aus; im Uebrigen dürfen 
Aenderungen von Statutsbeſtimmungen, welche nicht bereits auf der Tages⸗ 
ordnung ſtehen, 1 zur Verhandlung gelangen. Nach weiteren Ausfüh⸗ 
son der Herren Polte und Gröger wird die en bloc- Annahme ab⸗ 

elehnt. 

fi Es wird zur Discuſſion des § 5 übergegangen. Vorſtand und Verwal⸗ 

tungsrath ſchlagen dafür folgende Faſſung vor: 
Der Verwaltungsrath beſteht aus 27 Mitgliedern, von denen 24 durch 
die General⸗Verſammlung mittels Stimmzetteln nach abſoluter Mehrheit 
in einem Wahlgange, die übrigen 3 durch Cooptation von jenen gewählt 
worden. Alljährlich ſcheidet ein Drittheil nach der Anciennetät aus; die 
Ausſcheidenden find wieder wählbar. 


Vereins dürfen demſelben gegenüber weder Bürgſchaften für 
noch den Credit des Vereins für ſich benutzen.“ — 

er Antrag von Vogel u. Gen.: Das Guthaben der Mitglieder wieder in 
feiner ganzen Hohe zu beleihen, wird nach kurzer Discuſſion abgelehnt und 
hiermit die Generalderſammlung nach 11 Uhr geſchloſſen. 


4 Breslau, 20. März. [Pallium.] Wie die roͤmiſche „Volks⸗ 
Zeitung“ erfahren hat, ſoll der Fürſtbiſchof von Breslau zu ſeinem 
50jährigen Jubelfeſte vom Papſt das Pallium erhalten. Das ge⸗ 
nannte Blatt fügt hinzu, daß dieſe, eigentlich erzbiſchöfliche, Aus⸗ 
zeichnung nur in den ſeltenſten Fällen Biſchöfen zu Theil wird. 

1 [Zur Feier des kaiſerlichen A An findet für die 
hieſige Garniſon Montag den 22. März ein Feſtgottesdienſt ſtatt, und zwar 
in der Barbarakirche Vormittags um 10% Uhr, in der Hofkirche um 10 Uhr 
und in der Kreuzkirche um 8 Uhr. Die Parade fällt diesmal aus. — Bei 
dem 5. Armeecorps wird die Parade, ſo viel wir erfahren haben, heut, 
Sonnabend, abgehalten. 

„ [Kälte.] Aus Neurode meldet man uns unterm 19. März als 
bemerkenswerth, daß dort das Thermometer Morgens 6 Uhr, an einer gegen 
den Nordwind geſchützten Stelle im Freien eine Kälte von 6 Grad R. ange⸗ 
zeigt habe. Wir müfjen darauf bemerken, daß wir geſtern in Breslau nicht 
viel beſſer daran geweſen find, da das Thermometer hier zur ſelben Zeit 
eine Kälte von 4% R. angab. f “An. J 15 

ze Frablingsboten Aus Görlitz ſchreibt die „Nied. Ztg.“: In der 
Gegend von Heidersdorf (bei Markliſſa) hat man am 17. März die zu⸗ 
verläffiften Taub dg ibitze, geſehen; auch die e ſind 
ſeit einigen Tagen da. Leider haben weder Kibitze noch Bachſtelzen ver⸗ 
17 5 5 daß der Himmel wieder maſſenhaften Schnee auf uns hernieder 

üttet. 
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Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Verſailles, 19. März, Abends. Die Nationalverſammlung ger 
nehmigte verſchiedene Credite. 
Mitglieder der Permanenz⸗Commiſſion mit. Es heißt, demnächſt würde 
ein Geſetzentwurf eingebracht werden, wodurch die Regierung proviſoriſch 
ermächtigt wird, die Wähler zu den Erſatzwahlen nicht zuſammen zu 
rufen. Die Miniſter, in den Abtheilungen wiederholentlich über die 
Auflöfung der Nationalverſammlung befragt, antworteten, auf zahlreiche 
unerledigte Geſetzentwürfe hinweiſend, dieſelben müßten vor der Auf⸗ 
löſung berathen werden; ſie fügten hinzu, die Nationalverſammlung 
allein könne die Auflöͤſung beſtlmmen. Es ſei geboten, nicht lange 
vorher den Tag der Auflöfung feſtzuſtellen, um vorzeitige Wahlbewe⸗ 
gungen hervorzurufen. Decazes ſprach ſich in demſelben Sinne aus 
und bob hervor, das Ausland blicke auf Frankreich. 

Konſtantinopel, 19. März. Die Regierung hat nunmehr der 
Banque ottomane die Friſt, innerhalb deren ihr das Optionsrecht 
auf die übrigen 5 Millionen der letzten türkiſchen Anleihe zu dem ur⸗ 
prünglichen Courſe zuſteht, um 3 Monate verlängert. 

Bukareſt, 19. März. Die Deputirtenkammer hat in ihrer heutigen 
Sitzung das Budget für das Jahr 1876 angenommen. Daſſelbe weiſt 
an Einnahme 94 Millionen, an Ausgaben 101 Millionen Fres. auf. 
Das Deficit beträgt ſomit 7 Millionen Francs. 


Köln, 19. März. [Die Dividende der Aachen⸗Münchener Feuer⸗ 
verſicherungs⸗Gefelkſchaftf it für dat Jahr 1874 der „Aöfuiſchen 
eitung“ zufolge auf 112 Thlr. pro Aktie incl. Zinſen, und die der Aachener 


üdverſicherungs⸗Geſellſchaft auf 34 Thlr. pro Actie feſtgeſetz worden. 


wickau, 18. März. [In der heutigen Generalverſammlun 
de en Bank] wurde mit Einſtimmigkeit der Rechnunt Saba 
genehmigt und die Decharge ertheilt. Die Verſammlung ertheilte ferner 
der beantragten Vortragung des Rheingewinns auf die neue Rechnung ihre 
uſtimmung und beſchloß durch Acclamation weitete Einzahlungen dem 
rmeſſen des Aufſichtsrathes anheimzugeben. Sodann wurden die ſtatuten⸗ 
mäßigen Neuwahlen vorgenommen. 
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Bank-Discont 4 
Lombard-Zinzſuss 


Berlin, 19. März. Immer mehr ſchwinden die Hoffnungen der Hauſſe, 
7 die zu hohen Courſen eingegangenen Enga 

er können, und 3 die heutige Börſe zeichnete ſich in dieſer Hinſicht be⸗ bab 
ſüonders B ( t ſchwirrten Gerüchte von 
Zahlungsſtocungen einiger auswärtigen Firmen den Saal und nannte man 


Wilhelmshütte MA|10 


gements mit Vortheil begleichen 
ei Beginn des Geſchä 


Win 
m — 


Nag e 8 en Hamburger Namen, die einen weit begründeten Ruf haben. 
ch aus London liegen Nachrichten, vor, denen zufolge weitere Erſchütte 
rungen des dortigen Platzes zu erwarten ſtänden. Im ſpäteren Verlaufe 
verloren dieſe Mittheilungen allerdings an Schärfe, von den beſtimmt be⸗ 
zeichneten Fällen wurden einzelne definitiv dementirt, immerhin aber ver⸗ 
wiſchte ſich der verſtimmende Eindruck, den die Börſe einmal genommen hatte, 
ſelbſt bis zum Schluſſe nicht ganz. Auf allen Gebieten blieben die Umſätze 
äußerſt beſchränkt. Die internationalen Speculationswerthe wurden in ganz 
unbedeutendem Maßſtabe gehandelt, ungefähr mit geſtrigen Schluß⸗ 
courſen einſetzend, verſielen ſie bald einer ſehr matten Stimmung 
und die Courſe brodelien nach und nach, ohne daß das Angebot 
erade ſo überwiegend geweſen wäre, ziemlich erheblich ab, ſo ließen 
eſterr. Creditactien um 5% Mk. und Oeſterr. Staatsbahnen um 4 Mk. 
nach. Die localen Speculationspapiere gingen nur ſehr träge um und er⸗ 
fuhren Disconto⸗Comm ⸗Anth. und Lauraactien beſonders einen ſtarken 
Coursdruck. Disconto⸗Commandit konnte ſich jedoch zum Schluß wieder 
etwas erholen. Sie notiren: 166,50, ult. 167,25—164 165, Dortmunder 


Union 25, ult. 25,25 bis 24,75, Laurahütte 112, ult. 112,50 —112,75—11ʃ. 7 


Oeſterreichiſche Nebenbahnen waren faſt ganz geſchäftslos, nur Galizier 
zeigten ſich etwas lebhafter und können auch eher auf eine feſte Tendenz 
Anſpruch machen. Auswärtige Staatsanleihen behaupteten ſich nur ſchwach, 
Italiener und Türken hatten mit einem kleinen Avance eröffnet, ließen dann 
aber nach und ſchließen noch unter ihren geſtrigen Schlußcourſen. Oeſter⸗ 
reichiſche Renten blieben zwar unverändert, traten aber auch in keinen nen⸗ 
nenswerthen Verkehr, Oeſterreichiſche Looſe weichend. Amerikaner geſchäfts⸗ 
los, Ruſſiſche Werthe ſeh ſtill, nur Bahnen etwas beſſer. Preußiſche Fonds 
zeigten ſich ebenfalls ſehr ſtill und wenig verändert. Andere deutſche Staats⸗ 
papiere erfuhren nur ſehr mäßige Umſätze. Auch in dem Prioritäten⸗Ge⸗ 
ſchäft war der geſchäftliche Verkehr auf ein Minimum reducirt. Im Allge⸗ 
meinen herrſchte hier f gute Festigkeit, von Preußiſchen Deviſen zeich⸗ 
neten ſich Bergiſch⸗Märkiſche 4/4 procentige durch beſſere Frage aus. 
Auf dem Eiſenbahnactienmarkte berrſchte eine recht matte Haltung und er⸗ 
fuhr hier das geſammte Coursniveau eine durchgreifende Herabiegung, die 
Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Speculatians⸗Deviſen waren offerirt, aber ziemlich 
lebbaft, Anhalter, Hamburger, Potsdamer, Halberſtädter gingen trotz des 


ſehr beſchränkten Geſchäftes zurück. Auch für leichte Actien konnte keine b 


feſte Stimmung Fuß faſſen. Bank⸗Actien können allenfalls als Ausnahme 
von der allgemeinen Mattheit bezeichnet werden. Die Feſtigkeit hatte aber 
nur ihren Grund darin, daß Käufer ganzlich mangelten und die Verkäufer, 
die zu Conceſſionen ſich nicht bereit finden ließen, die offerirten und limi⸗ 
tirten Effecten behalten mußten. Geraer Bank war belebt, auch Spritbank 
Wrede erfuhr lebhaftere Umſätze. Induſtrie⸗Papiere meiſt ohne Verkehr, 
Land: und Baugeſellſchaft beliebter, Altenburger Zucker und Union Webers 
anziebend und belebt, Görlitzer und Wöhlert lebhaft, Bergwerke nur zum 
Theil feſt, Centrum zum ſteigenden Courſe rege. — Um 2% Uhr 8 
Credit 422,50, Lombarden 244, Franzoſen 552, Disconto⸗Commandit 165,25, 
Dortmunder Union 24%, Laurahütte 111,50. (Bank: u. 9.3.) 


Brüſſel, 19. März. [Die Nationalbank! bat den Discont von 3 auf 
4 pCt. erhöht. N 


Wien, 19. März. [Die Einnahmen der F 
betrugen in der Woche vom 8. bis zum 15. März 163,962 Fl., ergaben 
mithin Saen die entſprechende Woche des Vorjahres eine Mindereinnahme 
von 3361 Fl. rr 

London, 18. März. [Zahlungseinſtellung.] Dem „Standard“ 
ufolge hat die General South American Company limited ihre Zahlungen 
ſuspendirt. Die Paſſiva werden auf 400,000 Pfd. Sterl. geſchätzt, doch 
dürfte die Liquidation ein günſtigeres Reſultat ergeben. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
(Aus Wolffs Telegr.⸗Bureau.) 

Frankfurt a. M., 19. März, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß 
courſe.] Londoner Wechſel 205, 90. Pariſer do. 81, 60. Wiener do. 183, 30. 
Böhmiſche Weſtb. 174%. Eliſabethbahn 169%. Galizier 212. Franzoſen“) 
276. Lombarden!) 12144. Nordweſtbahn 144%. Silberrente 69%. Papier⸗ 
rente 65%. Ruſſ. Bodencredit 92%. Ruſſen 1872 102%. Amerikaner 1882 
99%. 1860er Looſe 120%. 1864er Looſe —, —. Creditactien“) 212. Bank⸗ 
actien 878. Darmſt. Bank 143%. Brüſſeler Bank 107%. Berliner 
Bankverein 84%. Frankfurter Bankverein 82%. do. Wechslerbank 81%. 
Oeſterr.⸗deutſche Bank 86%. Meininger Bank 92%. Hahn'ſche Effectenb. 113%. 

rov.⸗Disc.⸗Geſellſchaft SI. Continental 87%. Hei. 1 bahn 119% 

berheſſen 74%. Raab⸗Grazer 85%. Ungar. Staatslooſe 178. do. Schaß⸗ 
anweiſungen alte 94%. do. Schatzanw. neue 92%. Oregon Eiſenb. —. 
Rockford do. —. Central⸗Paciſic 83%. 

per medio reſp. per ultimo. 

Speculationspapiere ſtill und luſtlos. Banken behauptet, Bahnen ziemlich 
gehalten, Anlagewerthe gefragt. Geld flüſſig. 

Nach Schluß der Börſe: Creditactien 211%, Franzoſen 275%, Lombar⸗ 
den 121%. Spanier —. 

amburg, 19. März, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 114%, Silberrente 69%, Credit⸗Actien 211%, 1860er Looſe 119%. 
Nordweſtbahn —, Franzoſen 689, Lombarden 305, Ital. Rente 72%, 
Vereinsbank 123%, Laurahütte 111%, Commercienbank 85%, do. II. Em. 
—, Norddeutſche 144, Prov.⸗Disc. —, Anglo-deutihe 46%, do. neue 67%, 
Dän. Landmbk. —, Dortmunder Union —, Wiener Unionb. —, 64er Rufi, 
rd. —, 66er Ruſſ. Pr.⸗A. —, Amerikaner de 1882 93%, Köln. M. St.⸗ 

l u Rhein. E. do. 117%, Berg.⸗Märk. do. 84%, Disconto 3%. — 
echſelnotirungen: London lang 20, 42 Br., 20, 36 Gld., London kurz, 
20, 62 Br., 20, 54 Gld., Amſterdam 174, 40 Br., 173, 60 Gld., Wien 182, 
00 Br., 180, 00 Glo., Paris 81, 00 Br., 80, 60 Gld., Petersburger Wechſel 
280, 0 Br, 278, 50 Gld., Frankfurt a. M. pr. 100 Met. 99, 00 Br. 

In der beute bier ſtattgehabten Generalverſammlung der Actionaire der 
Internationalen Bank wurde die bereits bekannte Erklärung des Verwaltungs⸗ 
raths verleſen, nach welcher derſelbe von 1875 ab auf die Tantieme aus dem 


Gewinn der Londoner Filiale (International Bank of Hamburg and London 


limited) verzichtet und die im Beſitz der Hamburger Internationalen Bank 
befindlichen Actien des Londoner Inſtituts bis zur nächſten General⸗Ver⸗ 
ne nicht veräußert werden ſollen. Die Bilanz wurde darauf ge⸗ 
nehmigt. 5 

Hamburg, 19. März. S Weizen loco gefragt, auf 
Termine behauptet. Roggen ſtill, auf Termine behauptet. Weizen 126pfd. 
per März 1000 Kilo netto 187 Br., 186 Go., per April⸗Mai 1000 Kilo 
netto 186 Br., 185 Go., per Mai⸗Juni 1000 Kilo netto 187 Br., 186 Gd., 
per Juni⸗Jult 1000 Kilo netto 189 Br., 188 Gd. per Juli⸗Auguſt 1000 
Kilo netto 191 Br., 190 Gd. Roggen per März 1000 Kilo netto 150 Br., 
148 Gd., per April⸗Mai 1000 Kilo netto 148 Br., 147 Gd., per Mai⸗Juni 
1000 Kilo netto 147 Br., 146 Gd., pr. Juni⸗Juli 1000 Kilo netto 146 Br., 145 
Gd., per Juli⸗Auguſt 1000 Kilo netto 145 Br., 144 Gd. Hafer u. Gerſte 
ſtill. Rüböl still., loco 59 nominell, pr. Mai 57%, per Oktober per 200 Pfd. 
60. Spiritus matt, per März, 44, per April⸗Mai 43%, per Mai⸗Juni 44, 
per Juni⸗Juli per 100 Liter 100 pCt. 44%. — Kaffee feſt, Umſa 
2000 Sack. — Petroleum ſtill, Standard white loco 13, 00 Br., 12, 80 Gd., 
ver März 12, 70 Gd., per April⸗Mai 12, 40 Gd., per Auguſt⸗December 12, 
75 Gd. — Wetter: Veränderlich. 

Liverpool, 19. März, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 10,000 Ballen. Unverändert. Tagesimport 4000 Bal⸗ 
len amerikaniſche. 

Liverpool, 19. März, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 10,000 Ballen, davon für . und Export 2000 Ballen. 
Stetig. Surats matt. Amerikaniſche Verſchiffungen feſt. Broach Februar⸗ 
März⸗Verſchiffung pr. Suezcanal 6%, good fair Oomra März⸗April⸗Ver⸗ 
chiffung ums Cap 5% D. 5 

Middl. Orleans 8%, middling amerikaniſche 7%, fair Dhollerab 5%, 


middling fair Dhollerah 4%, good middling Dhollerah 4%, middl. Dhollerah N 


4%, fair Bengal 4%, fair Broach 5%, new fair Domra 5%, good fair 
Cora 1 fair Madtas 5, fair Pernam 8%, fair Smyrna 6 fai 
gyptian 8%. 

Mancheſter, 19. März, Nachmittags. 121 Water Armitage 7%, 12r 
Water Taylor 134 Water Micholls 11, 30r Water Edle 12%, 30x 
Water Clayton 13%, 40r Mule Mavoll 12, 40r Medio Wiltinfon 14, 36r 
Warpcops Qualität Rowland 13, 40r Double Weſton 13%, 60r Double 
2 5 ie „‚Feinters %% Mo 8% pfd. 120. Geſchäft mäßig, Preiſe 
eſt behaupte f 

etersburg, 19. März, Nachmitt 5 9 Schlußedurſe. 
55 3 Bags 3 24h. do. — — 


1866er Präm.⸗An t.) 193. erials 5, 91. Große R 
155. e Babe L. min — do. II. Emiſſion —. 


Petersburg, 19. März, Rahm. 5 Uhr. [Productenmarkt.] Talg 


u a ee Mn 
15 v e e N 


6 60. Hafer loco a nz per ee Te Leinſaat 
(9 Bud) ver Mai 12, 75. — Wetter: Froſt. - * 
Antwerpen, 19. März, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Getreide 
markt.] Schlußbericht.) . behauptet. Roggen feſt, Odeſſa 18. 
Hafer ruhig, Königsberg 23. Gerſte unverändert. 5 
Bremen, 19. März. [Petroleum.] (Schlußbericht.) Standard white 
loco 12 Mk. 30 Pf. bez., pr. Juli — Mk. — Pf. Felt. 


Berlin, 19. März. [Productenbericht.] Nonpen eröffnete ziemlich 
feſt, gab jedoch im Verlaufe wieder etwas nach, ſo daß Preiſe noch unter 

ihren geſtrigen Standpunkt Wagen aaf, entfernte Sichten waren beliebter. 

— Roggenmebl feſt — Weizen anfänglich feſt und beſſer bezahlt, ermat⸗ 

tete ſchließlich wieder etwas. — Hafer loco nur feine Waare belebter; Ter⸗ 

mine etwas höher. — Rüböl ie und niedriger. — Spiritus verkehrte in 
feſter Haltung, doch blieb der Umſatz in engen Grenzen. 

Weizen loco 162—198 Rchmk. pro 1000 Kilogr. nach Qualität gefordert, 
r. März — Rchmk. bez., pr. März⸗April — Rchmk. bez., pr. April⸗Mai 
183 —184—183% Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 185—185½ —185 Nchmk. 
bez., pr. Juni⸗sgulil 187 —186—187½ Rchmk. bez., pr. Juli⸗Auguſt 188 
—189—183% Nchmk. be. — Gekünbigt — Cine. Kündigungspreis — 
Rchmk — Roggen pro 1000 Kilo. loco 143—160 Rchmk. nach Qualität 
gefordert, ruſſiſcher 144—150 Rchmk. bez., ordinärer ruſſiſcher — Rchmk. bez., 
inländiſcher 152 — 159 Rchmk. ab Bahn bez., geringer inländiſcher — Rchml. 
bez., defecter ruſſiſcher — Rchmk. bez., pr. März 150 Rchmk. nom. bez., 
pr. März⸗April 150 Rchmk. nom. bez., pr. Frühjahr 150— 149 —149 Amt. 
bez., pr. Mai⸗Juni 145 — 145, —145 Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli 144% — 
145 —144½ Rchmk. bez., pr. Juli⸗Auguſt 144/145 144% Achmk. bez. 
— Gekündigt 2000 Gtnr. Kündigungspreis 149,50 Rchmk. — Gerſte loco 
129 —181 Rchmk. nach Qualität gefordert. — Hafer loco 158 —187 Nchmk. 
nach Qualität gefordert, oſtpreußiſcher 162 —173 Rchml. bez., weſtpreußiſcher 
162—173 Rchmk. bez., ruſſiſcher 152 —175 Rchmk. bez., ungariſcher und ga⸗ 
liziſcher 156—165 Rchmk. bez., pommerſcher 176 — 183 Rchmk. ab Bahn bez., 
e e 176—183 Rchmk. ab Bahn bez., ordinärer ruſſiſcher — Achmk. 
bez., pr. März⸗April — Rchmk. bez., pr. Frühjahr 171—1714—171 Rchmk. 
en, pr. Mai⸗Juni 163 —164.—163½ Rchmk. bez., pr. Juni Juli 162% — 
163—162% Rchmk. bez., pr. Jull⸗Auguſt — Nchmk. bez. — Öelündigt — 
Ctnr. Kündigungspreis — Kchmk. — Erbſen: Kochwaare 183 — 234 Rchmk., 

utterwaare 163 178 Rchmk. — Weizenmehl Nr. O pr. 100 Kilo. Br. incl. 

ad 25,75 — 24,75 Rchmk., Nr. O und 1 24,50—23 Rchmk. — Roggenmehl 
Nr. 0 23,00 —22,00 Rchmk., Nr. O und 1 21,00 —20,00 Rchmk. — Roggen⸗ 
mehl Nr. O und 1: pr. März 21 Rchmk. bez., pr. März p 21 Rchmk. bez., 

r., April⸗Mai 21 Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 21 Rchmk. bez., pr. Juni⸗ 
an 21 Rchmk. bez., pr. Juli⸗Auguſt 21 Rchmk. bez. — Gekündigt — 

tur. Kündigungspreis — Rchmk. — Oelſaaten: Raps — Rchmk., Rübſen 
— Rechmk. nach Qualität. — Rüböl per 100 Kilogr. netto loco 56 Rchmk. 
bez, mit Faß — Rchmk. bez., pr. März 56,5 Rchmk. bez., pr. März⸗April 
56,5 Rchmk. bez., pr. April⸗Mai 57,1 — 56,6 Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 57,6 
—57 Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli — Rchmk. bez., pr. Juli⸗Auguſt — Rchmk. 
bez., pr. September⸗October 60,4 — 59,5 Rchmk. bez., pr. October⸗November 
Rchmk. bez. — Gekündigt — Etur. Kündigungspreis — Rchmk. — Leinöl 
loco 60 Rchmk. 95 — Petroleum per 100 Kilo incl. Faß loco 30 Rchmk. 
bez., pr. März 28 Rchmk. bez., pr. März⸗April 27 Rchmk. bez., pr. April⸗ 
Mai 26 Rchmk. bez, pr. Mai⸗Juni — Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli — Rchmk. 
bez., pr. Juli⸗Auguſt — Rchmk. bez, pr. September⸗October 27 Rchmk. Br. 
— Gekündigt — Barrels. Kündigungspreis — Achmk. 5 

Spiritus per 10,000 Liter loco „ohne Faß“ 57 Rchmk. bez., „mit Faß“ 
pr. März 58,2 Rchmk. bez. nom., pr. März⸗April 58,2 Achmk. bez. nom., pr. 
April⸗Mai 58,8 —58,1— 59 Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 58,8—58,1—59 Ami. 
bez., pr. Juni⸗Juli 59,8— 59,9 Rchmk. bez., pr. Juli⸗Auguſt 60,9 Rchmk. 
bez., pr. Auguſt⸗September 61,4 Rchmk. bez., pr. September⸗October — 
Rchmk. bez. — Gekündigt — Liter. Kündigungspreis — Rchmk. 


Breslau, 20. März, 9½ Uhr Vorm. Die Stimmung am beutigen 
Markte blieb feſt, bei mäßigen Zufuhren und unveränderten Preiſen. 
Weizen, in ſehr feſter Haltung, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 15 
en —19,40 Mark, gelber 15,20—17—18,10 Mark, feinſte Sorte über Notiz 


Rogg en, zu beſſeren Preiſen gut verkäuflich, pr. 100 Kilogr. 13,50 bis 
14,80 bis 15,20 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 
ie 4 a en Kaufluſt, per 100 Kilogr. 13—14,50 Mark, weiße 14,80 
ar 


Hafer unverändert, per 100 Kilogr. 14,40—15,10 bis 16,80 Mark, 
feinſter über Notiz. er 
Mais gute Kaufluſt, per 100 Kilogr. 14,20—14,50 Mark. 
Erbſen ſtark offerirt, per 100 Kilogr. 17—18—20,50 Mark. 
Bohnen ſchwach gefragt, per 100 Kilogr. 21—21,75—22,50 Mark. 
Wicken febhaft gefragt, per 100 Kilogr. 17—18—20 Mark. 
Oelſaaten in feiter Haltung. 
Schlaglein preishaltend. 
Per 100 Kilogramm netto in Mark und Pf. 
25 24 75 22 


Schlag⸗Leinſaat . 26 50 
Winterraps. 25 30 24 20 23 20 
Winterrübſen 24 70 23 90 22 80 
Sommerrübſen . . 24 75 23 25 22 50 
Leindotteeeer 23 75 22 25 21 75 


Tbymotbee mehr offerirt, pr. 50 Kilogr. 28. 31,5035 Mark, 5 

Mehl in ruhiger Haltung, N 5 100 Kilogr. Weizen fein 25,25 —25,7 
25 Mark, Hausbacken 22,75—23,25 Mark, 

Roggen⸗Futtermehl 11,50—12,25 Mark, Weizentleie 9—9,25 Mark. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts- 
sie Sternwarte zu Breslau. ; N 


— — r 1. . 0— — — —— — ͤ— —ͤ 
Marz 19. 20. Nachm, 2 U. Abos. 10 U. | Morg. 6 U. 
Luftdruck bei Oo 330% 01 327475 325% 58 
Luftwärmd + 00,8 67 0 — 2 
Dune n 14] 185 14456 
Dunſtſättigungg 66 pCt. 92 pCt. 94 pCt. 
Did sileunasane SW. 1 SW. 2 W. 3 
Wetter bedeckt. bedeckt, Schnee. wolkig, Schnee. 


Breslau, 20. März. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 5 M. 48 Cm. U.⸗P. 1 M. 40 Em. 


[Militär⸗Wochenblatt.] Köhler, Hauptm. à la site des Schleswig. 
Fuß⸗Art.⸗Bats. Nr. 9 und Lehrer an der Kriegsſchule zu Neiße, von dieſem 
erhältniß, unter Belaſſung & la suite des gedachten Bats., mit ult. d. M. 
entbunden und genehmigt, daß dem ſelben durch Se. Königl. Hoheit den Groß⸗ 
berzog von Mecklenburg⸗Schwerin die Functionen als Gouverneur des Her⸗ 
zogs Johann Albrecht von Medlenburg: Schwerin Hoheit übertragen werden 
können. v. Teichmann⸗Logiſchen, biäher Major und Commandeur der 
See⸗Art.⸗Abtb., in der Land⸗Armee, und zwar als Major à la suite des 
Rhein. Fuß⸗Art.⸗Regts. Nr. 8 mit ſeinem bisher. Patent, unter gleichzeitiger 
Ernennung zum Artillerie:Offizier vom Platz in Straßburg i. E., angeſtellt. 
Rechenberg, bisher Major & la suite der See⸗Art.⸗Abth. ꝛc., in der Land⸗ 
Armee, und zwar als Major und Bats.⸗Command. im Niederſchleſ. Fuß⸗ 
Art.⸗Regt. Nr. 5 mit feinem bish. Patent angeſtellt. Göbel v. Harrant, 
Major und etatsm. Stabsoffizier im Niederſchleſ. Fuß⸗Art.⸗Regt. Nr. 5, zur 
Dienſtleiſtung bei der Art.⸗Schleßſchule — behufs Vertretung eines erkrankten 
Lehrers — commandirt. v. Böhn, Oberſt⸗Lieut. a. D., zuletzt im 4. Pomm. 
Ane d Nr. 21, unter Erteilung der Erlaubniß zum ferneren Tragen der 
niform des genannten Regiments, in die Kategorie der zur e 
geſtellten Offiziere verſetzt. Reymann, als Unterarzt beim 3. an erſchleſ. 
nf.⸗Regt. Nr. 50 angeſtellt. v. Teichmann⸗Logiſchen, ik alor und 
ommand. der See⸗Art.⸗Abth., Rechenberg, Major à la 9 2 0 der See⸗ 
Art.⸗Abth. und Art.⸗Director der Werft in Kiel, beide bebuf 5 tritts zur 
Land⸗Armee, aus der Marine ausgeſchieden. Blume, bis 


8 

er our mann 
und Comp.⸗Chef im Garde⸗Fuß⸗Art.⸗Regt., in der Marine, ar unter 
— Beförderung zum Major, als Commandeur der See⸗Art⸗Abih. 
angeſtellt. 


— —ĩ— — —— 
Universal Breit⸗Säe⸗Maſchinen. (Specialitäh, 


prämürt Wiener Weltausſtellung, empfiehlt in bewährter Conſtruction 


W. G. Otto, Meriſchütz, Kreis Liegnitz. 


In Breslau vorräthig: E. Januſcheck'ſche Niederlage, Alte⸗Sandſir. 1. 


{ Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Drudd von Graß, Bari u. Comp. ( 5. Friedrich) in Breslau. 


